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IHR SCHREIBT DIE INTERIM: 


IMPRESSUM: 

HerausgeberIn: Interim e.V. 
Charlotte Schulz 
Gneisenaustr. 2a 

10961 Berlin 


Ihr schreibt und sammelt die Texte, wir stellen das Heft zusammen. 


Beiträge müssen bis spätestens Montag bei uns im Briefkasten sein 


per Post 


Interim, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 


per Einwurf 


Umschlag beschriftet mit "Interim” in den Türschlitz des Postraums im Mehringhof 2. Hof, Aufgang III, 1. 
OG, neben Blauem Salon, werktags bis 17 Uhr erreichbar. 


EIGENTUMSVORBEHALT: 
Diese Druckschrift ist so lange Eigentum 
der AbsenderIn, bis sie dem/der 


Achtet auf Fingerabdrücke und Spuren, auf mehrfach verwendetes Brief- und Umschlagpapier bzw. 
Briefmarken. Es ist bekannt, dass hin und wieder Postsendungen zum Teil geöffnet wurden oder 
verschwinden. 


Gefangenen persönlich ausgehändigt 
wurde. Zur Habenahme ist keine 
Aushändigung im Sinne dieses Vorbehalts. 
Wird diese Druckschrift nicht 
ausgehändigt, ist sie unter Angabe der 
Gründe an obige Adresse zurückzusenden 


IHR BEKOMMT DIE INTERIM: 


„..in gut sortierten linken Buch- oder Infoläden, Kneipen, autonomen Zentren, überall dort, wo sie auch von 
Euch selbst ausgelegt wird. Wir wollen, dass die INTERIM nichts kosten soll und jede/r sie überall an ganz 
vielen Orten einfach mitnehmen kann - dafür brauchen wir Euch! Zum Verteilen und zum Geld- 
Organisieren, denn Produktion, Verschickung und Verteilung sind weder umsonst noch kostenlos. Stellt 
Spendendosen auf, organisiert Soliparties und überlegt, welchen festen regelmäßigen Beitrag Ihr uns 
zukommen lassen könnt. 


Meldet Euch per Post, wenn es die INTERIM bei Euch nicht gibt und wir sie Euch schicken sollen. Versucht 
dabei bitte, zentrale Verteil- und Abholstellen zu organisieren, damit wir Porto sparen können. 


Schickt uns Knastadressen und kümmert Euch als Soli-Gruppen darum, dass die INTERIM dort auch 
ankommt. 


Schickt Geld und Schokolade!!! 


Wir haben kein Bankkonto! Deshalb schickt uns Geld bitte in Briefumschlägen (aber möglichst keine großen 
Beträge auf einmal). Genauso kommt es auch bei uns an, wenn Ihr es im beschrifteten Umschlag in den 
Briefschlitz (Mehringhof Postraum) werf. DANKE! 


Liebe Leute, 


Mit dieser Ausgabe verabschieden wir uns in eine längere Sommerpause. Vielleicht fällt es nicht weiter auf, da 
unser Magazin ja zuletzt sowieso nur sehr unregelmäßig und mit größeren Abständen erschienen ist. Das hatte 
mit fehlendem Geld und knappen Ressourcen zu tun, die Sessel in der Chef*innen-Redaktion sind traditionell 
unbesetzt. Vor allem, weil wir ja gar keine Chef*innen-Redaktion haben, auch wenn der Wunsch immer wieder an 
uns herangetragen wird, doch einmal eine einzurichten. Vielleicht schreiben wir demnächst mal ein paar Stellen 
aus. Aber bisher ist das nicht unser Ansatz gewesen und wir verlassen uns darauf, dass ihr inhaltliche Beiträge 
über den Postweg zu uns schickt. Da sind wir hemmungslos altbacken. Leider klappt das oft nur mäßig und die 
Sommerpause kann genutzt werden, um sich Gedanken zu machen. Sie kann auch für viele andere Sachen 
genutzt werden, frei nach dem Motto: Tu Gutes und schreibe darüber. Z.B. sich irgendwo ankleben und darüber 
zu schreiben, etwas abzufackeln und darüber zu schreiben, dicke Autos flachzulegen 
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(https://www.tyreextinguishers.com) und darüber zu schreiben, „national befreite Zonen“ zu bekämpfen und 
darüber zu schreiben, sich selbstverwaltet zu organisieren und zu bilden (Kollektive! Hausprojekte! Autonome 
Gruppen! SfE! Zeitungsprojekte!) und darüber zu schreiben. Oder neue Banden bilden. Oder alte wieder 
auferstehen zu lassen. Euch wird etwas einfallen. Es gibt wie immer viel zu tun! Manche haben sich schon 
eingebracht und wir danken den Einsender*innen von Texten und Moneten. 

Es hat uns eine Einsendung erreicht zur Auseinandersetzung mit Vorwürfen sexualisierter Übergriffe gegen eine 
Person aus den eigenen Strukturen. Dabei wird in den Raum gestellt, dass es diese Übergriffe nicht gegeben 
hat, da nicht nachzuvollziehen sei, wo die Vorwürfe herkamen und sich auf Nachfrage dazu keine Person 
geäußert hat. Wir wissen auch nicht, was dahinter steckt, möchten aber in jedem Fall zu bedenken geben, dass 
Betroffene von (sexualisierter) Gewalt sich manchmal auch dagegen entscheiden, (immer wieder) über Vorfälle 
zu berichten, wenn dies zu belastend ist. Das sollte keine Gruppe aufhalten, sich weiter mit Sexismus und 
Gewalt in den eigenen Reihen auseinanderzusetzen! Dafür braucht es nicht erst einen neuen konkreten Vorfall. 
Oft passiert aber erst etwas, wenn Betroffene das Erlebte erzählen. Um dies zu unterstützen, veröffentlichen wir 
auch einen Beitrag aus der Feierszene und schließen uns der Frage nach dem kritischen Umgang mit 
dominanten, weißen Männern an, die sexistische und rassistische Strukturen absichern und aufrechterhalten. 
Männlicher Privilegienverzicht jetzt! Für den Feminismus! Und weil dieser vielstimmig ist, haben wir einen 
kleinen Ausflug in die Kunst unternommen und veröffentlichen hier einen Text des chilenischen 
Künstler*innenkollektivs Lastesis zum Thema Intersektionalität. 

Der Text von Rheinmetall entwaffnen ist gerade jetzt wichtiger denn je. Trotzdem finden wir, dass der Bezug zur 
documenta zu verkürzt dargestellt ist - schließlich gab es tatsächlich antisemitische Positionen und die Chance 
zur Öffentlichen Auseinandersetzung wurde vom Kollektiv (und anderen) verweigert. Aus deutscher Perspektive 
wiederum wurde der Vorwurf des Antisemitismus zur Abwehr von dekolonialen Positionen genutzt. Wir finden: 
Kein Antisemitismus, nirgendwo! Dekolonisierung jetzt! 

Der Text von Crimethink zu den Hintergründen der Aufstände in Frankreich ist im Original auf Französisch und 
für uns übersetzt. Tout le monde deteste la police! Die ganze Welt hasst die Polizei! Gerechtigkeit für Nahel, alle 
anderen Opfer von Polizeigewalt und ihre Angehörigen! 


Einen sportlichen Sommer, 
euer autonomer Lieblingsverein 


Justice for Nanhelı 


Die Wurzeln des Aufstands in Frankreich 
von Crimethlnc. Kollektiv (02.07.2023) 


Am dritten Tag der Unruhen nach der Ermor- 
dung des Teenagers Nahel Merzouk durch die 
französische Polizei in der Stadt Nanterre, 
einem Vorort von Paris, wurde uns der folgen- 
de Text von französischen Genossen zuge- 
sandt. Er bietet eine Analyse der Situation und 
einen Überblick über den Kampf gegen Polizei- 
brutalität in Frankreich seit den 1970er Jahren. 
Diese Bewegung ist heute auf der Straße, in 
den Medien und vor Gericht heftiger Re- 
pression ausgesetzt. Bisher wurden neben 
Nahel mindestens drei Menschen getötet. 
Anstatt uns auf den Einsatz spezialisierter 
Militärpolizei im ganzen Land zu konzentrieren, 
beginnen wir lieber mit den Bemühungen der 
jungen Menschen, die ihr Leben riskieren, um 
für Nahel und sich selbst einzustehen. 

Auf den Straßen sagen viele Menschen, dass 
die Wutgefühle und die Intensität des Kampfes 
an die Unruhen von 2005 erinnern. So wie 
diese Unruhen im Anschluss an die Studenten- 
bewegung von 2005 stattfanden, folgte dieser 
Aufstand der mächtigen Bewegung gegen die 
von Präsident Emmanuel Macron auferlegte 
Rentenreform, die im Frühjahr beispielloser 
Repression ausgesetzt war. Trotz enormer 
Ressourcenzuweisungen und veritabler Straf- 
losigkeit scheint die Polizei in Frankreich so- 
wohl ihre wahrgenommene Legitimität als 
auch ihre Fähigkeit zu verlieren, große Teile der 
Öffentlichkeit einzuschüchtern und in 
Passivität zu versetzen. 


Gerechtigkeit für Nahel 

Am 27. Juni 2023 fuhr Nahel Merzouk, 17, ein 
Auto in Nanterre, als Motorradpolizisten ihn zu 
einer Straßenkontrolle anhielten und ihn dann 
kaltblütig ermordeten. Wie einer der Beifahrer 
später beschrieb, drohte ein Beamter Nahel: 
„Bewegen Sie sich nicht, sonst schieße ich 
Ihnen eine Kugel in den Kopf.“ Dann schlugen 
ihn beide Beamten durch das offene Fenster 
des Wagens. Von den Schlägen betäubt, löste 
Nahel versehentlich die Bremse und trat aufs 
Gaspedal, woraufhin ein Beamter ihn erschoss. 
Wir wissen das alles, weil fast die gesamte 
Szene gefilmt wurde. 


Das Video von Nahels Ermordung verbreitete sich 
schnell in den sozialen Medien, die eine Schlüssel- 
rolle bei den darauffolgenden Unruhen spielten. 
Die Menschen auf den Straßen reagierten schnell. 
Ab der ersten Nacht, dem 27. Juni, kam es in 
Nanterre und anderen Vororten von Paris (Mantes- 
la-Jolie, Boulogne-Billancourt, Clichy-sous-Bois, 
Colombes, Asnieres, Montfermeil) und in ganz 
Frankreich zu gewalttätigen Zusammenstößen 
(Roubaix, Lille, Bordeaux,...). Am 28. Juni weitete 
sich der Aufstand auf andere Städte aus (Neuilly 
sur Marne, Clamart, Wattrelos, Bagnolet, Mon- 
treuil, Saint Denis, Dammarie les Lys, Tou-louse, 
Marseille...). In der Zwischenzeit gründete Nahels 
Familie mit Unterstützung von Assa Traore (dessen 
Bruder 2016 von der Polizei brutal getötet wurde) 
und ehemaligen Militanten des „Mouvement de 
"Immigration et des Banlieues“ (MIB). Nahels Mut- 
ter, ein Vorbild an Würde und Mut, rief für den 
Nachmittag des 29. Juni zu einem großen „Marche 
Blanche“ („weißer Marsch“) in Nanterre auf. 

Am Morgen des 29. Juni erklärte die Regierung, 
dass sie eine Untersuchung darüber einleiten 
werde, ob der Polizist, der Nahel ermordet habe, 
vorsätzlichen Totschlag begangen habe. Dies hielt 
die Menschen offenbar nicht davon ab, an dem 
Marsch teilzunehmen. 

An diesem großen Marsch nahmen schätzungs- 
weise 15.000 Menschen teil. Sie zeichneten 
Nahels letzte Fahrt nach und marschierten im 
Rhythmus von Slogans wie „Jeder hasst die Poli- 
zei”, „Polizist, Vergewaltiger, Mörder“ und 
„Gerechtigkeit für Nahel“, Auf einem Schild stand: 
„Wie viele andere Nahels wurden nicht gefilmt?“ 
Von diesem Moment an war klar, dass Nahels Tod 
ein großer Schock war und dass viele der Demon- 
stranten aus Solidarität mit der Familie des Opfers 
marschierten. Bei den Forderungen ging es aber 
auch um etwas viel weitergehendes: die Rolle der 
Polizei in unserer Gesellschaft. Als ob sie sich 
dessen bewusst wären, beschlossen die flicS, 
diese friedliche Demonstration mit TränengaS 
anzugreifen, als er die Präfektur (die regionale 
Zweigstelle der Zentralregierung) in Nanterre 
erreichte und eine neue Welle von Zusammen- 
stößen auslöste, die sich bis in das schicke 
Geschäftsviertel von La Defense ausbreitete. 
‚Wenn sie uns nicht auf die Straße lassen dann 


AA% 


Justice for Nahelı 


machen wir alles platt!“, war die Botschaft, die 
unter den jungen Randalierern zu hören war. 

Es wäre unmöglich, alle Bezirke und Städte 
aufzulisten, die sich am Abend des 29. Juni der 
Bewegung angeschlossen haben, da es so viele 
waren. Unbeeinträchtigt durch die Ankündigung, 
dass die Regierung den Mord untersuchen werde, 
verlieh diese dritte Nacht der Unruhen der Bewe- 
gung ein beispielloses Ausmaß. Die „jeunes de 
auartiers“ (wie Medien und Politiker sie oft nen- 
nen - gleichbedeutend mit „Kinder aus den Vier- 
teln“) haben Autos, Motorräder und Motorroller, 
sowie öffentliche Gebäude, darunter lokale und 
nationale Polizeistationen, Schulen und Stadtbib- 
liotheken, in Brand gesteckt, Präfekturen und 
Rathäuser. Sie haben Straßenmobiliar zerstört, 
Supermärkte geplündert, Baustellen in Brand 
gesteckt und bei Zusammenstößen mit der Polizei 
auch Feuerwerkskörper eingesetzt. Diese haben 
sich in den letzten Jahren zur bevorzugten Selbst- 
verteidigungswaffe junger Menschen entwickelt, 
die täglich Schikanen und willkürlichen Polizeiein- 
sätzen ausgesetzt sind. 

Dieser landesweite Aufstand kam nicht aus dem 
Nichts. Er ist spontan in dem Sinne, dass er weit- 
gehend horizontal und unvorhersehbar ist und 
ständig neue Formen des Widerstands erfindet, 
die den Bestrebungen entsprechen, die ihn an- 
treiben. Aber diese Revolte ist auch eine Reaktion 
auf die Art und Weise, wie der Staat die mit der 
postkolonialen Einwanderung umgegangen ist. 


Der Hintergrund des Aufstands 

Seit den 1960er Jahren nutzt der französische 
Staat die aus seinen ehemaligen Kolonien in 
Nord- und Westafrika „importierten“ Arbeitskräf- 
te. Der ursprüngliche Plan sah nicht vor, dass 
diese Arbeiter in Frankreich ein Leben aufbauen 
und sich dort niederlassen. Sie befanden sich in 
bestimmten Gebieten: zunächst in Slums und 
dann in Vierteln - „cites“ - am Rande großer 
städtischer Zentren. Diese Gebiete sind als 
„Banlieues“ bekannt. 

Als in den 1970er Jahren klar wurde, dass die 
schwarzen und arabischen Arbeiter ein fester 
Bestandteil der Bevölkerung Frankreichs waren, 
wurden sie zu einem politischen Problem. Die 
politischen Parteien, die einander an der Macht 
folgten, verfolgten eine Ausnahmepolitik. Ziel war 
es, Rassengrenzen aufrechtzuerhalten und zu 
kontrollieren. 


Folglich wurden Einwandererviertel der Arbeiter- 
klasse hauptsächlich durch Polizeiarbeit verwal- 
tet. Die Polizei und die Präfekturen, von denen 
die örtliche Polizei abhängig ist, sind fast aus- 
schließlich für die Verwaltung und Kontrolle der 
alltäglichen Aktivitäten in den „Cites“ verant- 
wortlich, die zu Experimentierfeldern für Frank- 
reichs eigene Art der Polizeiarbeit geworden sind. 
Die Bewohner dieser Viertel erleben täglich 
Demütigungen, Einschüchterungen und Vergel- 
tungsmaßnahmen durch die Polizei. Jugendliche 
mit Migrationshintergrund werden nicht nur vom 
politischen Leben des Landes ausgeschlossen, 
sondern auch ständig kontrolliert, beleidigt und 
verhaftet. Alle Aktivitäten und Gewerbe, die für 
die prekärsten Menschen überlebensnotwendig 
sind, werden ebenso stark kriminalisiert. 

Die Ausschreitungen müssen auch im Kontext 
der langen Geschichte rassistisch motivierter 
Polizeimorde in Frankreich verstanden werden. In 
Frankreich wie auch in den Vereinigten Staaten 
ist die grundlose Anwendung von Gewalt gegen 
Individuen einer der Mechanismen, die Rassen- 
kategorien hervorbringen und aufrechterhalten. 
Auf diese Weise werden sie vom vorherrschen- 
den Menschenbild ausgeschlossen. Seit den 
1970er Jahren hat die Polizei Hunderte schwarze 
und arabische junge Männer getötet. Dies ist 
zum Teil auf die intensive und anhaltende Polizei- 
präsenz in Einwanderervierteln zurückzuführen. 
Allgemeiner gesagt sind diese Morde eine 
materielle Folge des strukturellen Rassismus, der 
die Beziehung zwischen dem französischen Staat 
und den jungen Menschen bestimmt, deren 
Familien nach den 1960er Jahren im Zuge der 
allmählichen Auflösung des französischen 
Kolonialreichs nach Frankreich einwanderten. 


Seit Jahrzehnten beziehen Menschen in den 
„quartiers“ (wörtlich: Viertel 1) explizit politische 
Positionen gegen Polizeigewalt. Im Jahr 1983 
organisierten die Menschen den „Marche pour 
’Egalit&“ (Marsch für Gleichheit) als Reaktion auf 
eine Serie von Polizeimorden in den Vororten von 
Lyon und Marseille. In der Stadt Vaulx-en-Velin, 
einem Symbol staatlich gelenkter Polizeigewalt 
gegen nicht-weiße Jugendliche, kam es seit 1979 
alle zehn Jahre zu massiven Unruhen. Das 1995 
gegründete „Mouvement Immigration Banlieue 
kämpfte für „Wahrheit und Gerechtigkeit“ (Verite 
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et Justice) für die Familien der Opfer von „Polizei- 
fehlern“ (der Euphemismus, den Apologeten 
verwenden, um Akte extremer Polizeibrutalität zu 
beschreiben). Es handelte sich um eine selbst- 
organisierte, autonome Organisation, die die 
Diskurse der etablierten politischen Parteien ab- 
lehnte. Im Jahr 2000 wurde Mouvement Immigra- 
tion Banlieu aus seinen Räumen in Paris vertrie- 
ben. 

Im Jahr 2005 kam es zu einem Aufstand, nach- 
dem in Clichy-sous-Bois im Norden von Paris zwei 
Teenager, Zyed Benna und Bouna Traore, getötet 
worden waren. Zuvor waren sie von der Polizei 
verfolgt und schikaniert worden. Unter vielen 
anderen erinnern wir uns an: Lamine Dieng, der 
2005 von der Polizei ermordet wurde; Adama 
Traore, 2016 von der Polizei ermordet; Theo 
Luhaka, 2017 von der Polizei vergewaltigt; 
Ibrahima Bah, 2019 von der Polizei getötet. 

Es ist jedes Mal das gleiche Szenario: Die Polizei 
begeht einen Mord und lügt dann, um sich zu 
schützen. Manchmal stellt ein Video oder ein 
Protest die Polizeidarstellung in Frage und liefert 
genügend Beweise, um die Behörden zu zwin- 
gen, ein Verfahren gegen den Mörder einzuleiten. 
Doch Gerichtsverfahren gegen die Polizei enden 
fast nie mit einer Verurteilung. In Frankreich dient 
das Gesetz den Interessen des Staates. In der 
Praxis genießt die Polizei freie Hand und recht- 
liche Immunität. 

In den letzten Tagen haben wir wieder einmal 
gesehen, dass der Staat diejenigen schützt, die 
ihn verteidigen. Der Sanitäter, der Nahel nach 
seinem Schuss in die Brust behandelte, verriet 
den Medien den Namen des Beamten, der ihn 
ermordet hatte und wurde daraufhin sofort zu 18 
Monaten Gefängnis verurteilt. 


Im Kontext sich verschärfender sozialer Konflikte 
Um diese Unruhen zu verstehen, müssen wir sie 
auch im Kontext des gegenwärtigen Klassen- 
kampfs in Frankreich sehen. Frankreich erlebt seit 
2016 fast jedes Jahr eine landesweite soziale 
Bewegung oder eine Welle von Unruhen. 
Unruhen sind zu einem festen Bestandteil der 
politischen Sprache Frankreichs geworden, und 
was wir im Jahr 2023 erleben, könnte der bislang 
radikalste Ausdruck davon sein. 

Mit anderen Worten: Die Regierungen von 
Francois Hollande und Emmanuel Macron 


A6% 


konnten sich nur dank der Gewalt der Polizei an 
der Macht halten, denn sie hatten sich mit der 
seit 2016 in Frankreich gewaltsam umgesetzten 
neoliberalen Politik unbeliebt gemacht. Rechte 
und faschistische Polizeigewerkschaften haben 
sich systematisch organisiert, weil sie die 
strukturellen Machtverhältnisse verstehen, die 
den Staat, die Regierung, die Polizei und die 
Bevölkerung verbinden. Sie nutzen diese aus, 
um immer mehr ansehen in der Bevölkerung zu 
erlangen. Außerdem konzentrieren sie die 
technologischen und legalen Mittel in ihren 
Händen, um allen anderen Gewalt anzutun. 

Im Jahr 2017 gab beispielsweise ein Gesetz der 
Polizei das Recht (und damit den Anreiz), 
Schusswaffen einzusetzen, wenn eine Person die 
Zusammenarbeit mit ihr verweigert. Die direkte 
Folge dieses Gesetzes war ein dramatischer 
Anstieg der jährlichen Zahl von Polizeimorden. 
Vor 2017 tötete die Polizei (offiziell) jedes Jahr 
15 bis 20 junge schwarze und arabische Männer. 
Diese Zahl stieg im Jahr 2021 auf 51 an und 
liegt seitdem im Durchschnitt bei 40. 

Jedes Jahr werden mehr neue Beamte einge- 
stellt, denen immer mehr Ausrüstung zur 
Verfügung steht. Militarisierte Polizisten üben 
systematische Unterdrückung sozialer Bewe- 
gungen aus. Die immer schnellere Militarisie- 
rung der Polizei ist einer der Faktoren, die das 
Gefühl der Ohnmacht erklären, das einige Linke 
in Frankreich kennzeichnet. Diese Militarisierung 
führt für viele zu angespannten und prekären 
Lebensumständen, insbesondere für Frauen, die 
in Einwanderervierteln leben. Unsere Mütter. 


Die Unruhe 

Zur aktuellen Welle der Unruhen kann ich nur 
aus meiner Sicht sprechen und beschreiben, 
was ich in den Vororten in der Nähe von Paris 
gesehen habe, wo ich lebe. 

Die Bewegung hat drei Haupttaktiken einge- 
setzt, die alle sehr effektiv waren: gewaltsame 
Zusammenstöße mit der Polizei, die Zerstörung 
von „Symbolen“ der Republik und Plünderungen. 
Die Zusammenstöße mit der Polizei ereigneten 
sich größtenteils innerhalb der „quartiers “. 
„Zündet sie an!“ Jeder hat diese Bilder gesehen: 
Die Polizisten werden von oft sehr jungen 
Menschen in schwarzer Kleidung mit Feuer- 
werkskörpern, Molotowcocktails, Steinen und 
Gartenmöbeln angegriffen. Einige der 
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konfrontativen Aktionen, die in den Nächten 
stattgefunden haben, sind möglicherweise 
weniger auf Solidarität mit Nahel im Besonderen 
zurückzuführen als vielmehr auf den allgemeinen 
Wunsch, sich an jenen Menschen zu rächen, die 
jeden Tag Menschen kontrollieren, demütigen 
und schlagen. Es ist, als ob sich die Machtver- 
hältnisse vorübergehend verkehrt hätten. 

Im Moment der Konfrontation gibt es keine 
Parolen, keine linken Botschaften, nur den 
radikalen Willen, sich zu wehren. Die meisten der 
beteiligten Gruppen bestehen aus jungen Leuten, 
überwiegend Männern, die sich schon lange 
kennen. Die Menschen, die diese Taktiken anwen- 
den, haben kein Verlangen nach Mediation. 


Die jungen Teilnehmer, darunter viele Teenager, 
gehen methodisch vor. Sie haben Bezirksämter, 
Rathäuser und Standorte der Exekutive ange- 
griffen. Und das alles aus offensichtlichen 
Gründen. Sie greifen auch die Schulen an, da sie 
Menschen ausgrenzen und in das kapitalistische 
System zwingen; die Polizeistationen, in denen 
die Polizisten ihre Freunde gefangen nehmen und 
verprügeln; die Überwachungskameras, die ihre 
Bewegungen überwachen; öffentliche Verkehrsin- 
frastruktur, die in den „quartiers“ selten ist und 
nur dann neu gebaut wird, um Gentrifizierer zu 
ihren neugebauten Vorstadthäusern zu bringen; 
die Baustellen für die Olympischen Spiele, die 
eine wichtige Rolle bei der Gentrifizierung der 
Vororte spielen. 

Und nicht zuletzt hat die Bewegung ihre kreative 
Kraft bei den Plünderungen unter Beweis gestellt, 
insbesondere in Bezug auf die Rolle, die Autos 
und Motorroller gespielt haben. Autos werden 
zum Aufbrechen von Türen und Zäunen einge- 
setzt, während Motorroller eine schnelle Flucht 
ermöglichen. Auch bei den Zusammenstößen mit 
der Polizei spielen Motorroller eine entscheidende 
Rolle. Ohne zu sehr ins Detail zu gehen: Mobilität 
ist bei den nächtlichen Schlachten von entschei- 
dender Bedeutung. 

Was wird geplündert? Fast alles, aber im Gegen- 
satz zum Narrativ der Konzernmedien sind die 
meisten Plünderungen weder festlich noch 
unterhaltsam. Bei der großen Mehrheit der 
gestohlenen Waren handelt es sich lediglich um 
Güter des Grundbedarfs und Medikamente. Dies 
impliziert, dass die durch Nahels Tod ausgelöste 


Bewegung auch eine grundsätzlich antikapita- 
listische Ablehnung von Prekarität und hohen 
Lebenshaltungskosten zum Ausdruck bringt. Um 
4 Uhr morgens im Supermarkt in der 
Nachbarschaft belauscht: „Ich nehme das alles 
für meine Mutter mit.“ 


Obwohl das politische Gefühl im Zentrum der 
Unruhen zutiefst universeller Natur ist und trotz 
der zentralen Bedeutung des Kampfes gegen 
Polizeibrutalität in den sozialen Bewegungen seit 
(mindestens) 2016 bleibt die Möglichkeit einer 
Allianz zwischen der Linken und den jungen 
Randalierern dürftig. Linke Politiker fordern 
größtenteils Frieden und Versöhnung und stellen 
sich Projekte zur „Reform einer republikanischen 
Polizei“ vor, die „den Dialog zwischen der Polizei 
und dem Volk wieder etablieren“ sollen 
(„refonder une Police republicaine“ und „retablir 
le dialog“). 

Die revolutionäre Linke (die in Frankreich 
hauptsächlich trotzkistisch ist) unterstützt das 
„Comite Verite et Justice pour Nahel“, das von 
Familienmitgliedern und engen Unterstützern 
nach dem Vorbild des „Comite Verite et Justice 
pour Adama“ und der Familie Traor& gegründet 
wurde, aber sie haben keine Öffentliche 
Stellungnahme zum aktuellen Aufstand 
abgegeben. Was Anarchist*innen und andere 
autonome Gruppen betrifft, so sind sie immer 
noch dabei, Fuß zu fassen, wobei sie meist nur 
Beobachtungs-, Rechts- und logistische 
Unterstützungsfunktionen übernehmen - auch 
wenn einige von uns sich aktiv an den Unruhen 
beteiligen. 

Am Ende geht die Bewegung trotzdem weiter, 
und die beteiligten Jugendlichen kümmern sich 
nicht besonders um Gruppen, zu denen sie sich 
nicht zugehörig fühlen. 


1. „Quartiers“ ist hier der umgangssprachliche Begriff, mit 
dem sich Menschen, die in Einwanderervierteln in 
Vorstadtstädten leben, auf ihre Gemeinden beziehen. 


Weiterführende Literatur 
„When Insurgencies Are Born“ - Erste Gedanken zur Revolte 
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Anschlag auf Steinkohle-Kraftwerk Berlin 
Friends of the last generation - Vulkangruppe Lützerath 13. Juni 2023 Praxis 


Le enviamos saludos de apoyo, solidaridad y 
libertad. Wir schicken Euch Grüße der 
Unterstützung, der Solidarität und der Freiheit. 
No estäis solos: jjuntos liberaremos la Tierra! Ihr 
seid nicht alleine - gemeinsam werden wir die 
Erde befreien! 

Gebt die Erde zurück! ;Devuelvan la tierra! 
Unsere Aktion ist ein kraftvoller Gruß zur 
Unterstützung der indigenen Kämpfe in 
Kolumbien gegen den Steinkohleabbau und eine 
Sabotage der deutschen Klima- und Industrie- 
politik. Für die Räumung von Lützerath ist die 
Aktion eine nachgereichte Quittung. Und eine 
Solidaritätsbekundung mit der „Letzten 
Generation“, 


Wir haben heute morgen, am 12.06.2023. einen 
Brandsatz an das Steinkohle - Kraftwerk Reuter in 
Berlin geklebt und angezündet. Am Tatort haben 
wir keinen Sekundenkleber zurückgelassen 
sondern nur in den frühen Morgenstunden einen 
größeren Brandsatz gezündet. Damit wollten wir 
das Steinkohlekraftwerk Reuter im Industrie- und 
Gewerbegebiet rund um den „Wiesendamm“ und 
die „Freiheit“ treffen: Wiesen und Freiheit haben 
wir dort nicht angetroffen, nur eine etwa drei bis 
vier Meter tiefe Baugrube, in der über zehn Stark- 
stromkabeln freigelegt wurden. Um das Feuer zu 
legen, sind wir mit einer Leiter in den etwa zwei 
mal zwei Meter breiten Schacht abgestiegen. 
Unsere Hauptabsicht galt dem Steinkohlekraft- 
werk Reuter und einem Teil seiner Stromver- 
sorgung, das auf Höhe der Baugrube über die 
Spree fast seit Bestehen des Kraftwerkes eine 
imposante Kabelbrücke hinein in das Kraft- 
werksgelände unterhält. Diese nicht unwichtige 
Kabelbrücke ist auf analogen und digitalen 
aktuellen und alten Landkarten nicht verzeichnet! 
Sie befindet sich auf Höhe der Kurve am 
„Niesendamm“, wo derzeit Baumassnahmen an 
der Stromversorgung vorgenommen werden, und 
verläuft quer durch die tiefergelegenen Klein- 
gartenanlage über die Spree. Der Kraftwerks- 
betreiber VATTENFALL wird kein Interesse haben, 
die Auswirkungen des Anschlages zu 
kommentieren, um nicht seine Angreifbarkeit 
durch militanten Klimaaktivismus einzugestehen. 
Wenn Lützerath für den Energieriesen RWE 
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geräumt wird und wenn für die Energieriesen 
STEAG, GLENCORE und RWE in Kolumbien 
Menschen für die „Blutkohle“ sterben, greifen 
wir hier als Notwehrmaßnahme Teile des großen 
Steinkohle-Kraftwerks an. Menschenleben 
haben wir, im Gegensatz zu den Energie- 
konzernen, durch die Aktion nicht in Gefahr 
gebracht. 

Rund um die „Freiheit“ wird der Schrott der 
Zivilisation für die Industrie recycelt. Auch 
Beton- und Zementwerke (CEMEX, DEUTAG, 
Deutsche Teer- und Asphaltschotterwerke u.a.) 
sind hier angesiedelt. Global werden jährlich 
über 4,6 Milliarden Tonnen Zement verbaut. Bei 
dessen Herstellung fallen aber 2,8 Milliarden 
Tonnen CO? an. Das sind fast acht Prozent der 
weltweiten Emissionen und damit mehr als 
Flugverkehr und Rechenzentren zusammen 
ausstoßen. CEMEX ist alles andere als ein 
kleiner Fisch. Auch Sicherheitsfirmen (z.B. 
Sicherungsgruppe Berlin) oder Logistikfirmen 
wie Tanklager Berlin, Train Truck für 
Mineralölprodukte haben wir in dem 
Industrieviertel angetroffen. 

Unsere Aktion sehen wir als Bremsstein gegen 
die Zerstörung unserer Umwelt- und 
Lebensbedingungen. 

Die rote Linie des Erträglichen fühlen wir täglich 
überschritten. Wir sind Zeug innen der 
schrankenlosen Verherrlichung des brutalen 
Wirtschaftswachstums, des grenzenlosen 
Fortschritts und der damit verknüpften, im 
Ausmaß unermesslichen, Verwüstungen auf der 
Welt. 

Wir sehen, hören, lesen ständig von 
grauenhaften Situationen für Mensch, Tier und 
Umwelt, die durch Umweltzerstörung und 
Kriege ausgelöst werden. 

Fehlt es an Argumenten? Oder an Wissen? Muss 
überhaupt noch Überzeugungsarbeit geleistet 
werden? Und wem gegenüber? Müssen wir 
nicht zum aktiven Widerstand übergehen? Es ist 
alles schon tausend mal gesagt, aus den 
Mündern von Frauen, von Kindern, von 
Männern, von unzählig vielen Menschen. 
Gesprochen, geschrien, verzweifelt, stumm. 
Ihre Haut war braun, sie war schwarz, sie war 
rot oder gelb und manchmal war sie auch hell. 


Es ist auch nicht erst gestern alles gesagt 
worden, es ist dies schon seit Jahrhunderten 
gesagt. 


KOLUMBIEN? ZUM BEISPIEL: 

Hier bei uns wird das vermeintliche Ende der 
Steinkohle als Beispiel ökologischer 
Nachhaltigkeit gefeiert, während in Kolumbien Tod 
und Zerstörung gegen Energie für die deutschen 
Industrie eingetauscht wird - das ist Kolonialismus 
heute - in grün. 

„El Cerrejon“ in Kolumbien war schon vor dem 
Angriff auf die Ukraine ein Verbrechen an den 
Menschen und der Natur. Die Steinkohlemine 
erstreckt sich auf knapp 70.000 Hektar in einem 
Halbwüstengebiet in Kolumbien. 
Zwangsenteignungen, Vertreibungen, 
Bedrohungen und Morde an indigenen 
Umweltaktivist_innen sind den Yukpa und 
anderen indigenen Gruppen nicht unbekannt. Auf 
ihrem Land wurde eine klaffende Wunde in die 
Erde gerissen. Hinzu kommt der Mord durch 
Umweltvergiftungen. Die Kindersterblichkeit ist 
extrem hoch. So beschreiben auch die Mitglieder 
der indigenen Volksgruppe der Wayuu die 
Umweltverschmutzung durch die Steinkohlemine 
El Cerrejon und den dazugehörigen Seehafen 
Puerto Bolivar als existenzbedrohend. 

Taglich(!) verschluckt die im Volksmund 
„Monster“ genannte Mine mehr als 30 Millionen 
Liter Wasser und verseucht das Grundwasser. 
Sämtliche Kohle, die dort aus der Erde gerissen 
wird, ist für den Export nach Europa, China und in 
die USA bestimmt. Damit wir hier unsere Gier 
nach Energie stillen können, wurden schon vor 
dem Ukrainekrieg 30 Millionen Tonnen Steinkohle 
jährlich nach Deutschland exportiert und 
verbrannt. Ein Wink von Kanzler Scholz beim 
kolumbianischen Präsidenten per Telefon hat laut 
rbb am 6. April 2022 dazu geführt, dass eine 
umstrittene Kohlegrube in Kolumbien erweitert 
wurde. Noch am selben Tag des Gesprächs 
zwischen Scholz und dem Präsidenten Duque 
wurden indigene Gemeinden durch das „Umwelt”- 
Ministerium „informiert“, so der rbb, dass sie nun 
weg müssen, um der Ausweitung des „Monsters“ 
Platz zu schaffen. Deutschland hat sich mit 
Abkommen während des Ukrainekriegs den 
Export der Steinkohle gesichert und nimmt einen 
weiteren Anstieg des CO? in Kauf. Die indigenen, 
afrokolumbianischen und bäuerlichen 
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Gemeinschaften stehen hingegen mit dem 
Rücken zur Wand z.B. in ihrem Kampf um Wasser 
und den Schutz des Bruno-Bachs in La Guajira. 
„Der Bach Bruno ist der größte Zufluss des 
einzigen Flusses der Region Rio Rancheria. Schon 
jetzt müssten sie“, laut „taz“, „Immer tiefer 
bohren, einige Brunnen seien bereits 
kontaminiert. Das Wasser des Bachs ist ihnen 
heilig, es hat spirituelle und kulturelle 
Bedeutung.” 

Einer der Profiteure ist eines der größten 
Schweizer Unternehmen. GLENCORE, im 
Rohstoffgeschäft aktiv, unterhält eigene Minen 
weltweit. So auch das „Monster“ in Kolumbien. 
Im Zuge des Kriegs konnte GLENCORE die 
Kohleförderung zwischen Januar bis Juni 2022 um 
14 Prozent auf 53 Millionen Tonnen steigern. Dies 
wird vor allem auf die Förderung im Bergwerk El 
Cerrejon in Kolumbien zurückgeführt. 

Vor 500 Jahren gehörten die Wayuu zu den 
Ersten, die von den europäischen Eroberern 
überfallen wurden. Später gehörten sie zu den 
ersten Opfern von Drogenkartellen, die unter 
anderem für den nordamerikanischen und 
europäischen Drogenmarkt erpresst, vertrieben 
und ermordet wurden. Nun leben die Wayuu, die 
Yukpas und andere indigene Gruppen durch die 
Nähe des schwarzen Goldes, auch „Blutkohle“ 
genannt, erneut gefährlich: Der Kolonialismus 
wird immer wieder neu geschrieben, nur die 
Vorzeichen ändern sich. Immer ging es den 
Eroberern um materielle Macht - um Gold, um 
Kokain und heute um Energie. Die Geschäfte, die 
Kolumbien mit der Kohle macht, belaufen sich 
auf mehrere Milliarden Euro, die Energiekonzerne 
verdoppeln und verdreifachen diesen Gewinn 
noch. 

Seit dem Ukrainekrieg und dem anschließenden 
Scholzbesuch in Kolumbien stieg die Einfuhr des 
Steinkohle-Imports nach Deutschland im März 
auf 690.000 Tonnen - (rund dreimal so viel wie 
noch im Vormonat). Selbstredend flankiert und 
begleitet wird das koloniale Energieprojekt durch 
ein Wirtschaftsabkommen und das dazugehörige 
Militärabkommen; Krieg und Wirtschaft sind nicht 
voneinander unabhängige Phänomene - sie sind 
Wesenszüge des Kolonialismus. Die Eroberung 
der Märkte und der Diebstahl an Arbeitskraft und 
Ressourcen, die Ausbeutung der Natur sind ein 
kriegerisches Verhältnis. Wir sehen die Kämpfe 
gegen diese Verhältnisse in anderen Ländern - 
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die der Yukpas und der Wayuu zum Beispiel - 
und möchten jetzt - hier und heute - dazu 
beitragen, die lebenszerstörende 
Wechselwirkung zu unterbrechen. 

Der schwedische Energieriese VATTENFALL will 
mit der Steinkohle und seinen zwei Wärme- 
Kraftwerken in der Stadt Berlin noch immer 
weitermachen. So muss auch VATTENFALL 
(neben den Energieriesen GLENCORE, RWE und 
STEAG) als Kriegsgewinner gelten. STEAG zum 
Beispiel betreibt an sechs Standorten in 
Deutschland Steinkohlekraftwerke mit einem 
Anteil der Gesamtstromerzeugung in 
Deutschland von etwa fünf Prozent. Der Konzern 
mit Sitz in Essen ist der fünftgrößte deutsche 
Stromerzeuger; geführt von der Kommunale 
Beteiligungsgesellschaft GmbH & CoKG. Dahinter 
verbergen sich Stadtwerke Duisburg AG (19%), 
Dortmunder Stadtwerke AG (36%), Stadtwerke 
Bochum (18%), Stadtwerke Essen (15%) und 
andere. 

VATTENFALL weist im 1. Quartalsbericht von 
2023 eine Umsatzsteigerung von 62 % aus - 
entsprechend ist auch der Gewinn des 
schwedischen Konzerns. Krieg rentiert sich also. 
Das Mordgeschäft mit fossiler Energie darf sich 
keinen Tag mehr lohnen! Wir warten nicht, bis 
VATTENFALL (vielleicht!) in Berlin seine zwei 
kohlegefeuerten Blockheizkraftwerke erst im Jahr 
2030 abschaltet. Die Zeit haben wir nicht. 

Der 4. Mai ist in Deutschland „Earth Overshoot 
Day“ (Erdüberlastungstag). Was die natürlichen 
Ressourcen angeht, leben wir in Deutschland ab 
diesem Datum auf Kosten des Planeten. Wir 
gehören damit im internationalen Vergleich zu 
den größten Klimakillern. 

Unser Energiehunger wird ständig durch neue 
smarte Technik befeuert, die wir angeblich 
brauchen. Betonherstellung, Stahl- & 
Aluminiumproduktion und -verarbeitung, 
Versiegelung, Vernichtung von Agrarland, 
energieintensive Lieferketten, SUVs, 
(wachsender) Flugverkehr, Luxusjachten, „smart 
Cities“ und so vieles mehr heizen die 
Erderwärmung an. Im Business-Bereich sind die 
Kurzstreckenflüge 2022 auf insgesamt 100.000 
angewachsen. 

Die Digitalisierung aller Lebensbereiche schafft 
weiteren Hunger nach Energie. Der einzelne 
Mensch ist Gegenstand der Verwertung bei 
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gleichzeitig (selbst-)optimierter Überwachung. 
Das die Kontrolle des Menschen durch autoritäre 
Systeme auch zur Vernichtung führen kann, 
wenn Menschen als „unwert“ abgestempelt 
werden, sollte uns eigentlich in diesem Land 
noch in Erinnerung sein. Wenn aktuell die 
„sommerlove“ im Zentralen Mittelmeer kentert 
oder das Asylrecht weiter entkernt und 
entmenschlicht wird, dann wegen der „double 
standards“ von Menschenleben. Wir nennen es 
unverhohlenen Rassismus. 


ÄRGER IM MASCHINENRAUM? ZUM BEISPIEL: 

Wir wollen mit der Logik des Profits nichts mehr 
zu tun haben, mit dem Fortschrittsglauben als 
Glücksversprechen und (auch nicht) mit einem 
ungeschriebenen Gesellschaftsvertrag 
„Wohlstand auf Kosten anderer“, 

Aber kein noch so reflektiertes Leben befreit uns. 
Wir entkommen nicht durch Auswandern auf eine 
Insel oder auf den Mars, nicht durch inneres Exil, 
nicht durch faires Bioessen, nicht durch 
Beteiligung oder Boykott von Wahlen. Wir 
kommen aus der Dynamik unserer 
Konditionierungen aus dem System nicht heraus, 
wenn wir uns nicht grundsätzlich verweigern. 
Wir selbst sitzen im Maschinenraum, in den 
Metropolen, im globalen Norden - oft ohne uns 
dessen bewusst zu sein. Mit jedem 
Bezahlvorgang, mit jedem Smartphone-Use, mit 
jeder produktiven Beteiligung am 
ungeschriebenen Gesellschaftsvertrag, welcher 
die Ungleichheit und Herrschaft als 
unverrückbares Naturgesetz zementiert hat, sind 
wir Rädchen im Räderwerk der Maschine. 

Und mit vielen anderen gemeinsam haben wir 
die meisten Werkzeuge im Alltag zur Hand, die 
Maschine anzuhalten! 

Wir machen uns hier die Auseinandersetzung 
und die inhaltlichen Vorarbeiten anderer 
Vulkangruppen zu eigen und nehmen darauf 
Bezug. Wenn wir im Maschinenraum sitzen, ist 
unsere Sabotage eine Streikform, um die 
Maschine anzuhalten. Leben als Sabotage, 
Sabotage als Streik. Sabotage ist ein super Mittel 
ein- und anzugreifen: in die Ökonomie, die 
Verwertung und neokoloniale Ausbeutung und 
die weltweite Zerstörung. Breitenwirksam 
ausgeübt kann sie Kämpfe unterstützen. 

Wer, wenn nicht wir, kann die Maschine als den 
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Ort der ökonomischen Mehrwertabschöpfung 
anhalten. Die Revolution ist permanent. Und sie ist 
sozial. Gemeinsam! können wir uns der täglichen 
Kollaboration verweigern. Oder um mit den Worten 
des „Kommando Angry Birds“ zu sprechen: „Unsere 
Loyalität darf nicht länger durch billiges Spielzeug 
und seichte Unterhaltung gekauft oder durch 
plumpe Gewalt erzwungen werden können. Jedes 
Sandkorn im Getriebe trägt dazu bei, die 
Ausdehnung der Maschinerie zu blockieren.“ 

In unserem Fall: Wenn niemand der 
Verantwortlichen ein Steinkohlekraftwerk vom Netz 
nehmen will, dann tun wir das. Machen das mehr 
als ein paar Gruppen, können wir die Maschinerie 
ins Straucheln bringen. 

Wir wollen Sabotage der Infrastruktur innerhalb der 
Bewegung als moderne Form des Maschinensturms 
diskutieren. 

Der Maschinenraum ist in seiner Funktion als 
Wirtschaftsstandort durchzogen von Adern, 
Kabelsträngen, Datenautobahnen, 
Schienensträngen, Steuerungszentralen, 
Knotenpunkten, Verwaltungs- und 
Überwachungseinheiten. 

Funkmasten, Telekommunikation, Kraftwerke, 
Warenverkehr, Transformatoren und 
Stromleitungen zielgerichtet und absichtsvoll 
auszuschalten, herunterzufahren, zu zerstören 
unterbricht das Funktionieren im Maschinenraum, 
hält die Maschinerien an ausgewählten Punkten 
kurz an und kann in der Breite auch das Ende von 
zerstörerischen Projekten erzwingen. Die 
destruktive Verwertung der Ressourcen der Erde 
weit über die Nutzung fossiler Energie hinaus 
fordert von uns vor allem den Mut zur Tat. 

Wir stellen uns mit unserer Aktion in die Kontinuität 
der Vulkangruppen. Wir haben uns auch zu dem 
Namen entschieden, weil die Räumung von 
Lützerath für uns alle eine Konsequenz haben 
sollte. Wir grüßen die etwa 35.000 Menschen, die 
bei Wind und Wetter versucht haben, Lützerath mit 
ihren Körpern und Einfallsreichtum zu verteidigen, 
auch wenn wir nicht alles in Lützerath gewagt 
haben. Wir grüßen alle, die jahrelang den 
Widerstand aufgebaut haben. 

Die Räumung von Lützerath sollen RWE und die 
Wirtschaft teuer bezahlen. Und mit ihnen die 
Heuchler in der Politik und die Robocops. 

Unsere Aktion war ein kleiner Beitrag unter vielen. 
Mit unserer Angst - aber auch mit unserem Mut - 


sind wir in die Nacht hinaus. 


SEKUNDENKLEBER SIND WAFFEN DER 
GUERILLA? ZUM BEISPIEL: 

Gerade überschlagen sich die 
Kriminalisierungen gegen Klimaaktivist_innen. 
Schon das Festkleben auf der Straße wurde mit 
dem Entstehen einer „Klima-RAF“ kommentiert. 
Die Justizsenatorin in Berlin lässt allen Ernstes 
prüfen, ob es sich bei der „Letzten Generation“ 
um eine kriminelle Vereinigung handelt. Die 
Gewerkschaft der Prügelcops „GdP“ behauptet, 
die Klimaaktivst_innen seien „in den letzten 
Wochen in den Guerillaaktionen noch militanter 
geworden“, 

Dem folgte eine Razzia der Terrorermittler in 
Bayern und in anderen Bundesländern gegen 
die „Letzte Generation“. Es ist klar: der Angriff 
auf die Klimabewegung ist politisch motiviert 
und von höheren Stellen gedeckt. 

Die Justiz, als Waffe der Politik, der Wirtschaft 
und ungerechter Besitzverhältnisse , kommt 
zum Einsatz, weil eine organisierte Struktur es 
wagt, symbolische Aktionsformen zu verlassen 
und die „naturgesetzliche“ Mobilität des 
Individualverkehrs zu stoppen und Städte 
lahmzulegen. Und das in einem Land, in dem 
das Auto König ist. Schon die Anfänge eines 
„Zivilen Ungehorsames‘“, der sich bislang nicht 
hat einschüchtern lassen, versucht man mit 
einem Paragrafen wie dem 8129 auszuschalten. 
Dieser Angriff auf einen Teil der 
Klimagerechtigkeitsbewegung meint uns alle, 
weit über die Kliimakämpfe hinaus. Denn 
Kriminalisierungen sind Vorboten eines 
autoritärer werdenden Staates, wenn soziale 
Spannungen in Folge von Klimazerstörungen 
und Kriegen zunehmen. Kämpfe der 
Klimagerechtigkeitsbewegung mit anderen 
Kämpfen z.B. den des Antifaschismus zu 
verbinden macht den 8129 zu einer stumpfen 
Waffe (Wir senden solidarische Grüße an Lina 
und alle kämpfenden bzw. auch verfolgten 
Antifas). 

Denn die staatlichen Angriffe auf die 
öffentlichkeitswirksamen Klimaaktionen haben 
unseres Erachtens mindestens zwei Funktionen: 
sie sollen die Bewegung spalten, von 
Unterstützer innen entsolidarisieren, somit 
schwächen und einen Teil in den Untergrund 
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drängen, um sie so besser als isoliertes Problem 
bearbeiten zu können. 

Zeitpunkt von militanter Aktion, bzw. 
Guerillaaktivitäten aber entscheidet eine 
revolutionäre Bewegung nach politischen 
Kriterien, nicht die Repression! 

Die Abwehr staatlicher Angriffe kann durch 
Ausweitung radikaler und öffentlicher Aktionen 
einerseits und militanter Unterstützungen durch 
Gruppen wie der unseren andererseits gelingen. 
Und die zweite Funktion des staatlichen Angriffs 
auf die Aktivist_innen: verschossene Blendgra- 
naten. Man lenkt die Aufmerksamkeit von den 
eigentlichen sozialen Verwerfungen in der 
Gesellschaft und der Unzufriedenheit darüber ab, 
man verwischt die sozialen Folgen der Klima- 
zerstörung und baut ein Feindbild auf. Der 
Sekundenkleber wird zum Werkzeug von 
„Kriminellen“, auf die sich eingeschossen werden 
kann. So wird Wut kanalisiert. Das Konzept ist 
lange erprobt - gegen Geflüchtete zum Beispiel. 
Nicht die Verursacher der weltweiten sozialen 
Ungerechtigkeiten geraten ins Visier - nicht 
rücksichtslose Reiche, die sich auf Kosten der 
Erde maßlos bereichern und weltweite Flucht- 
bewegungen auslösen, sondern Gruppen, wie die 
„Letzte Generation“, die genau genommen 
gemäßigte und biedere Positionen vertreten, dies 
aber penetrant tun. Man fürchtet sich nicht vor 
dem Sekundenkleber, dem bisschen Stau, den 
anscheinend überschaubaren Forderungen - 
sondern davor, dass dies der Anfang von etwas 
Größerem sein könnte und vielleicht bereits ist. 
Von Bild über FDP , Grüne & AfD bis hin zu Scholz, 
der die Aktivist_innen für „bekloppt“ erklärt, ist 
man sich über das Feindbild einig. 

Das Gegenmittel auch hier; Ausweitung der 
Aktivitäten und Verknüpfung der Kämpfe, zum 
Beispiel mit den Kämpfen indigener Gruppen in 
Kolumbien. Gegen prekäre Lebensumstände und 
Klimazerstörung, gegen Misogynie, gegen 
patriarchale Bünde wie die der Faschisten, lassen 
Sich viele Kräfte bündeln, um Herrschaft als 
Ganzes entgegenzutreten. Wenn eine Klima- 
bewegung auch die anderen sozialen Verwerfung 
thematisiert, bzw. sich mit anderen Bewegungen 
verbündet, laufen die Spaltungsversuche durch 
die Kriminalisierung von Aktivist_innen ins Leere. 
Und wenn wir uns gegenseitig unterstützen, 
unsere Absichten gesellschaftlich kommunizieren 


Burn! 


und dabei verschiedenen Aktionsformen 
zulassen, geht auch der Vorwurf des Terrorismus 
ins Leere. Im Fall dieser Aktion; diskutiert die 
politische Absicht hinter der Tat, aber lacht die 
Politiker_innen, die Cops und Bewegungs- 
chef_innen aus, die uns zur Denunziation von 
Aktionen auffordern. 

Es gibt keinen Grund sich von etwas zu dis- 
tanzieren was man nicht selbst gemacht hat. 
Vor allem: politisch distanzieren wir uns nicht 
von uns selbst, wir haben als Klimaakti- 
vist_innen unterschiedliche politische Strategien 
und sollten nichts unversucht lassen um die 
Erde vor der Zerstörung zu bewahren. Unsere 
Stärke liegt in der Vielfalt des Widerstandes. 
Kriminell sind diejenigen, die die Erde für den 
grenzenlosen Profit verfeuern, nicht der 
Widerstand dagegen. Die Terroristen tragen 
Anzüge und sitzen in den Aufsichtsräten und in 
den Vorstandsetagen bei RWE, bei VATTENFALL, 
bei AMAZON, bei BAYER und bei RHEINMETALL 
und schauen abwechselnd auf ihren 
Bildschirmen den steigenden Börsenkursen und 
den Robocops beim Zerstören von Lützerath Zu. 
Den Vorwurf der kriminellen Vereinigung und 
des Terrorismus geben wir mit feurigen Grüßen 
zurück. 

In diesem Land wird sich wortreich zur „Freiheit“ 
bekannt, doch das Fundament der „Freiheit“ 
fußt auf gestohlenem Land, während ihr bloßes 
Gerüst aus gestohlenem Leben errichtet wurde 
und wird. 


ZUM BEISPIEL: 

Verteidigt das Leben der Indigenen in Kolumbien 
„Gebt die Erde zurück! jDevuelvan la tierra!“ 
Verteidigt das Leben der Indigenen in Mexiko - 
Stopp Train Maya 

Alto a la guerra contra los pueblos zapatistas! - 
Stoppt den Krieg gegen die Pueblos Zapatistas! 
Sitocan a un®, nos tocan a tod@s - Wenn sie 
eine_n von uns anfassen, fassen sie uns alle an. 
Stoppt die fossile Energiegewinnung durch 
Sabotage 

GLENCORE, RWE, STEAG angreifen 

Straffreiheit für alle Klimaaktivst innen 
Straffreiheit für alle Antifaschist innen 
Sabotage als Streik - Leben als Sabotage 
Friends of the last generation - Vulkangruppe 
Lützerath 
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Kritische Nachbetrachtung einer Sabotage ohne erkennbare inhaltliche 
Zielrichtung 


Wir sehen uns in der Verantwortung gegenüber 
aktivistischen Gruppen und Sympathisant:innen 
politische Kriterien herauszustellen, die eine 
Unterscheidbarkeit zwischen einer revolutionären 
oder einer im revolutionären Sinne kontraproduk- 
tiven bzw. auch konterrevolutionären Aktion 
verdeutlichen. Die Sabotage in Herne und Berlin- 
Hohenschönhausen in der Nacht vom Freitag auf 
Samstag (08.10.2022) entspricht nicht unseren 
politischen Kriterien. 


Beim Verfolgen der Berichterstattung sind wir 
über viele Dinge gestolpert, die unsere 
Warnlampen anspringen ließen. 


In der Presse wurde entgegen sonst üblicher 
Verlautbarungen sofort von Sabotage gespro- 
chen. Normalerweise wird Sabotage unsichtbar 
gemacht und als Vandalismus abgehandelt. 


Auch wurde ein hoher Professionalitäts- und 
Organisierungsgrad darüber hergeleitet, dass an 
zwei weit auseinander liegenden Orten mit 
zeitlichem Abstand Kabel mit Hilfe von Schneid- 
werkzeug getrennt wurden. Neu ist das aber 
nicht, denn zum G20 Gipfel in Hamburg wurden 
auch an vielen Stellen in Deutschland Kabel- 
schächte angegriffen. Dies geschah sogar zeit- 
gleich und unter Zuhilfenahme von Feuer. Die 
Folgen waren ähnlich gravierend, wenn nicht 
sogar weitreichender und (auch durch das Feuer) 
dauerhafter: Brandanschläge auf Bahnstrecken - 
Bekennerschreiben zum G20-Gipfel - 
https://linksunten.archive.indymedia.org/node/21 
5862/index.html 


Auch hatten einige Aktionen wie der Vulkan- 
gruppe „Das Grollen des Eyjafjallajökull“ in Berlin 
große und vor allem dauerhaftere Wirkungen als 
die aktuelle Sabotage des Zugfunkverkehrs: 
https://linksunten.indymedia.org/de/node/40279/ 


Auch ein hohes Maß an „Insider-/Geheimwissen“ 
wurde in der Berichterstattung attestiert, bis der 
Spiegel jüngst recherchierte, dass dieses 
„Geheimwissen“ über Bahninfrastruktur die 
ganze Zeit im Netz öffentlich zugänglich war. 
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Trotzdem wurde durch die Medien nun der 
Eindruck einer neuen Qualität von Sabotage 
erweckt. Da in der Regel die Medien inhaltlich 
mit Polizeiberichten und mit der Polizei abge- 
stimmten Berichten gefüttert werden, lohnt 
sich der kritische Blick und die Analyse der 
Rezeption in der Öffentlichkeit: wer meldet sich 
zu Wort und welche Interessen könnte es 
geben, diese Aktion als so herausragend zu 
bezeichnen. 


Wenn Zerstörung kein Selbstzweck ist, dann 
müssen wir uns die Wirkung der Aktion 
anschauen und überprüfen, ob die politische 
Wirkung auch das Ziel der materiellen 
Sabotage gewesen sein könnte. Dies hilft uns 
zu unterscheiden, aus welcher Ecke die Aktion 
kommen könnte. 


Der Kampf um die Deutungshoheit über 
gesellschaftliche Konflikte wird in Kriegszeiten 
besonders heftig ausgetragen. Unter diesem 
Gesichtspunkt sind Meldungen mit besonderer 
Vorsicht zu genießen, Quellen noch genauer zu 
überprüfen. Im Krieg stirbt die Wahrheit zuerst. 


Wenn von Vandalismus geredet wird, müssen 
wir das nicht sofort glauben und übernehmen. 
Das gilt andersherum auch. Vor allem dann, 
wenn wir Sabotage als ein Mittel im gesell- 
schaftlichen Kampf gegen Kriege und Klimazer- 
störung begrüßen und ihre breite Anwendung 
nach wie vor propagieren, diese Ziele aber in 
einer Aktion nicht identifizieren können. Sabo- 
tage mit revolutionären Perspektiven will Ein- 
fluss zugunsten der Befreiung der Menschen 
von zerstörerischen Machtverhältnissen neh- 
men und den Widerstand dagegen stärken. 
Sabotage, so wie wir sie meinen, zielt nicht 
darauf ab, diffuse Verunsicherung und Angst zu 
erzeugen. 


Das Durchtrennen von Kommunikationskabeln 
an einem Wochenende trifft in der Regel mehr 
Wochenendreisende als die Wirtschaft. Eine 

Aktion, die eineemanzipatorische gesellschaft- 
liche Veränderung möchte, sich aber nicht von 
selbst den Betroffenen vermittelt, steht in der 
politischen Verantwortung, sich zu erklären. 


Fragen über Fragen... 


Auch geht es mit einer Erklärung darum, die 
Deutungshoheit nicht dem politischen Gegner zu 
überlassen und der Nachrichtenmanipulation 
vorzubeugen. Wer gezielt bei der Bahn die 
Redundanz auf einer größeren Strecke ausschal- 
ten kann, dem trauen wir auch einen Weg zur 
Veröffentlichung einer politischen Erklärung zu. 
Es sei denn, gerade das will man gar nicht. 


Mit der Aktion wurde kein Zug zur AfD-Kundge- 
bung nach Berlin gestoppt, keine Kohletransporte 
und es wird politisch nichts geteilt. Es wird gar 
kein Ziel ausgegeben. Die Adressaten bleiben 
nebulös. Die davon unmittelbar Betroffenen 
werden als Subjekte nicht ernst genommen und 
es wird nicht versucht, sie abzuholen. Die 
Wirkung bestimmt das Ziel: Verunsicherung 
innerhalb der Gesellschaft wird erzeugt bzw. 
vielmehr anschließend herbeigeredet. Das Signal 
einer Machtdemonstration, an die Adresse der 
Beherrschten als auch an die Herrschenden, so 
Scheint es beim jetzigen Stand der Dinge, wird 
unterschiedslos ausgesendet: „Wir können alles 
platt machen und ihr ahnt noch nicht mal, wer 
wir sind.“ Dadurch, dass man sich nicht zu 
erkennen gibt, sind Spekulationen Tür und Tor 
geöffnet. Es wird Misstrauen und eine Destabili- 
sierung der Gesellschaft erzeugt. Der Angriff ist 
diffus und gegen alle Menschen gerichtet, nicht 
gegen Machtverhältnisse. Er ist in seiner Wirkung 
desorientierend und somit mindestens kontrapro- 
duktiv. Kontraproduktiv, wenn es denn uns poli- 
tisch nahestehende Aktivist:innen gewesen 
wären, was wir aber stark bezweifeln, weil keine 
emanzipatorischen Prozesse nach vorne gebracht 
werden. Es sei denn, die Akteure sind an der 
Verbreitung einer Erklärung auf sicherem Wege 
gescheitert. Dann wäre es wichtig, sich sichere 
Verbreitungsmethoden anzueignen und die 
politische Vermittlung revolutionärer Aktion zu 
diskutieren. Oder aber, und das ist unsere 
Befürchtung, ist die Aktion in ihrer Wirkung 
bewusst konterrevolutionär angelegt, dann 
nämlich, wenn Staatsorgane diese Aktion 
gesteuert haben. 


Wie auch immer, die Wirkung der Aktion war 
Wasser auf den Mühlen autoritärer Strukturen, 
die nach dem starken Staat und dem Militär 
schreien. Und letztere fühlten sich sogleich 
angesprochen. Ein Beispiel von vielen: 


Oberbefehlshaber des Führungskommandos der 
Bundeswehr, Breuer: „Das ist der Zustand 
zwischen nicht mehr ganz Frieden, aber auch 
noch nicht richtig Krieg.“ Das sagt ausgerechnet 
ein ausgebildeter Spezialist für Mord, der in 
einem Land lebt, dass täglich Kriege in Form 
weltweiter Waffenexporte füttert. 


Die Wirkung der Sabotage war der Weckruf für 
Behörden und Regierung, jetzt endlich 
Strategien gegen Angriffe auf kritische 
Infrastruktur umzusetzen. 


Über eine inhaltliche Auseinandersetzung kamen 
sie gleichzeitig herum, weil eben keine Position 
sichtbar wurde, zu der sich zum Beispiel 
Klimazerstörer und Kriegsbefürworter hätten ins 
Verhältnis setzen müssen. So, als hätte es 
diesen Anlass und diese Form der Sabotage 
gebraucht, wurde die Sabotage zur Steilvorlage 
einer Mobilmachung zum Schutz „unserer“ 
kritischen Infrastruktur gegen einen „diffusen, 
sehr gefährlichen Feind“. 


Die zielgerichtete Zerstörung ohne inhaltlich 
Zielrichtung, ohne jeden erkennbaren politischen 
Kontext und ohne Vermittlungsversuch legt den 
Verdacht nahe, dass hier in staatlicher und ge- 
heimdienstlicher bzw. in militärischer Logik den- 
kende Akteure am Werke gewesen sein könnten. 


Wir beziehen auch die Möglichkeit mit ein, dass 
es sich um Faschistengehandelt haben könnte, 
die ein Interesse haben, einen gesellschaftlichen 
Ausnahmezustand herzustellen, wobei das oft 
kein Unterschied zu geheimdienstlichen Akteur- 
en sein muss.Wir gehen sogar noch weiter: Wir 
schließen in unseren Überlegungen mit ein, dass 
es im Effekt der Aktion auch um die Brechung 
der Solidarisierung von Sabotageaktionen aus 
z.B. der Klimagerechtigkeitsbewegung gehen 
könnte, bevor diese sich breiter militant auf- 
stellt. Immer zahlreichere radikale Interventions- 
formen durch die Klimagerechtigkeitsbewegung 
sind in der letzten Zeit in die Öffentlichkeit 
getreten und viele gelungene Aktionen wie die 
Aufzählung unten zeigt, haben -Wochen vor der 
Zerstörung des Zugfunkverkehrs- das BKA 
aufgescheucht und es in Habachtstellung 
versetzt. Da kommt die Steilvorlage einer diffuse 
Sabotage ohne inhaltliche Vermittlung gerade 
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auffallend recht, um Sabotage generell zu 
achten. Wer würde in der Klimagerechtigkeits- 
bewegung noch auf Sabotage von Infrastruktur 
als Mittel der Massenmilitanz zurückgreifen, 
wenn sich im gesellschaftlichen Diskurs eine 
Diskreditierung durchsetzt, die eine 
Endsolidarisierung von militanten Interventionen 
im Fall von Infrastruktursabotage bedeutet. 
Gerade neu entstehende Gruppen im Kontext 
des Kampfes gegen fossile Energienutzung 
dürften von diesem Diskurs verunsichert sein. 


Es ist nicht die Wahl des Mittels, die eine Aktion 
zu einer revolutionären Aktion macht, sondern 
deren Absicht und des Ziels. Wenn diese durch 
die Tat nicht eindeutig in den richtigen Zusam- 
menhang gebracht werden kann, finden wir eine 
politische Erklärung an die Menschen, die 
erreicht werden sollen, politisch richtig und 
zwingend. 

In diesem Sinne ist die Sabotage in Herne und 
Höhenschönhausen, von unserem jetzigen 
Kenntnisstand aus beurteilt, keine Aktion, die wir 
als eine revolutionäre, der Klimabewegung 
verwandte Aktion verstehen. 


Wir rufen auf, diesen Beitrag zu diskutieren und 
weiter zur zielgerichteten Tat zu schreiten. Die 
Erde geht vor unseren Augen kaputt. Der 
zerstörende ökonomische Krieg gegen das Leben 
geht ungebrochen weiter. 


Deswegen bleiben wir dabei: 

Sabotage zum Nachteil einer fossilen Wirtschaft 
und einer kriegerischen Ökonomie ist das Gebot 
der Stunde. Es ist Zeit für die Sabotage als mili- 
tante Massenbewegung! In jedem Land. Wir ru- 
fen dazu auf, keinen Unterschied zu machen zwi- 
schen einer klimazerstörenden, kriegerischen 
Ökonomie in Russland, in Deutschland, in der 
Ukraine, in den NATO-Ländern oder woanders. 
Gegen (hybride) Kriege setzen wir die soziale 
Revolution. Wir rufen dazu auf eine militante 
Internationale auf die Tagesordnung zu setzen, 
welche die soziale Revolution zum Ziel hat und 
keine Neuorganisierung von Herrschaft und Staat 
meint. 


Revolutionäre Eisenbahner:innen in der 
Klimagerechtigkeitsbewegung - Anna 
Stepanowna Politkowskaja 


Prozesserklärung vom 19. Juni 2023 
Veröffentlicht am von rheinmetall entwaffnen 


Am 19. Juni waren wir mit vielen Menschen im 
Amtsgericht Kassel, wo ein Strafprozess gegen 
einen Genossen begann. Vorgeworfen wird ihm 
„tatlicher Angriff“ auf einen Bullen während 
unserer Blockade des Kriegswaffenkonzerns KMW 
in Kassel im Herbst 2022. 

Der Prozess wurde ausgesetzt, nachdem ein 
Antrag auf Befangenheit der Richterin gestellt 
wurde. 

Angeklagt ist nur einer, gemeint sind wir alle! 
Solidarität ist unsere Waffe! 


Prozesserklärung des Angeklagten 

Der Krieg endet nicht in der Ukraine! 

Dazu zitiere ich aus einem Artikel der Frankfurter 
Rundschau vom 31.05.2023 mit der Überschrift 
„Kalte Schulter für die USA.“ Zitat: „Dass das 
Ablösen der USA als vorherrschende Weltmacht 
durch China weitgehend friedlich vonstatten 
gehen könnte, wird immer unwahrscheinlicher. 


Eine militärische Auseinandersetzung wird 
bisweilen eine wahrscheinliche Option.“ 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass die Abwe- 
senheit von Krieg in den westlichen Wirtschafts- 
und Wohlstandsmetropolen immer Krieg, Aus- 
beutung und Unterdrückung in der Peripherie 
beinhaltete. Diese Kriege haben nicht mit dem 
Krieg in der Ukraine geendet. Im Gegenteil, aber 
sie laufen sozusagen unter dem Radar weiter. 
Auf nahezu all diesen Schlachtfeldern finden sich 
Waffen aus deutscher Produktion, und ebenso ist 
Deutschland Kriegspartei, wo immer es um die 
Durchsetzung der deutschen Interessen geht. 
Kriegspartei ist Deutschland längst auch im 
Ukraine-Krieg. Allen voran die oliv-grüne Regie- 
rungspartei treibt die Koalitionäre zu immer 
weitergehender Kriegsteilnahme. Ich erspare mir 
eine genauere Analyse des Ukraine-Krieges, 
seines Vorlaufs und Ursprungs. Es reicht mir zu 
sagen: Es ist ein innerkapitalistischer und impe- 
rialistischer Krieg, bei dem es Russland wie dem 
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Westen um geostrategische Erweiterung ihrer 
Machtzonen geht. Zur Verschleierung faselt 
Russland von der Entnazifizierung der Ukraine 
und der Westen behauptet, nur ein Sieg in der 
Ukraine sichere den Fortbestand von Demokratie 
und Freiheit. Die Verlierer stehen fest: Es sind die 
Menschen in der Ukraine oder, wie es der 
renommiierteste US-Politikwissenschaftler John 
Mearsheimer in der Washington-Post einmal 
schrieb: „Dass der Westen bereit ist, diesen Krieg 
bis zum letzten Ukrainer zu führen..., dass die 
Ukraine als Land zerstört ist..., dass wir den 
Ukrainern nicht erlauben werden, einen Deal 
abzuschließen, den wir für inakzeptabel halten.“ 
Der Krieg hinterlässt schon jetzt ein zerstörtes 
munitionsverseuchtes Land. Hunderttausende 
tote Soldaten. Wer fragt, wo diese herkommen 
und wie freiwillig sie töten und getötet werden. 
Unsere Solidarität gehört allen, die desertieren! 
Der Ukraine-Krieg und die damit verbundene 
Option eines entgrenzten globalen Krieges bis 
hin zum atomar geführten Krieg fallen nicht 
zufällig in die Zeit globaler, die Menschheit 
bedrohender Krisen. Der Krieg ist eher die Ant- 
wort. Der Kapitalismus Russlands, Chinas oder 
des Westens hat keine Antworten auf die dräng- 
enden Fragen der Menschheit. Der Kapitalismus 
ist des Übels Ursache: Er steht nicht für globale 
Ernährungssicherheit, er ist die Ursache von 
Hunger. Er beendet keine Kriege, er fördert sie. 
Er rettet nicht das Klima, er beschleunigt die 
Klimakatastrophe. 

Es ist daher egal, wofür die Koalitionäre in Berlin 
gewählt wurden, da sie uneingeschränkt hinter 
dieser menschenverachtenden Wirtschaftslogik 
stehen. Ernstlich war auch nichts anderes von 
ihnen zu erwarten. Das Versprechen von ein 
wenig mehr sozialer Gerechtigkeit und dem 
grünen Anstrich der deutschen Wirtschaft; 
letzteres ist jetzt halt ziemlich olivgrün ausgefal- 
len, dafür aber garantiert nachhaltig. 

Trotzdem erstaunt es, wie widerspruchslos im 
Schatten des Krieges agiert wird. Der Despot 
Putin, mit dem man nicht länger Handel treiben 
will, wird durch immer andere Despoten ersetzt, 
die jetzt oder wieder unsere strategischen 
Freunde und Handelspartner sind. Diese bekom- 
men dann auch „unsere“ Waffen, um ihre geo- 
strategischen Interessen durchsetzen zu können: 
Die Koalitionäre Saudi-Arabiens für ihren genozi- 
dalen Krieg im Jemen. Auch der Nato-Partner 


Türkei, der sein Land in ein riesiges Gefängnis 
verwandelt hat, und der noch nicht einmal 
angesichts der Erdbebenkatastrophe mit zehn- 
tausenden Toten seine Angriffe auf die kurdische 
Freiheitsbewegung auszusetzen bereit war. 
Hervorheben möchte ich aber mit Nachdruck 
den von Deutschland finanzierten und ausge- 
rüsteten Krieg gegen Geflüchtete. Diesen zu 
intensivieren und immer weiter vom europä- 
ischen Kernland entfernt führen zu lassen, wird 
von der Bundesregierung mit der „Willkommens- 
kultur“ gegenüber geflüchteten Ukrainerinnen 
begründet. 

Die Toten dieses Krieges sind ungezählt. Zu Tode 
gefoltert nach Push-Backs, gefoltert und zum 
Verdursten in die Wüste geschickt, von Grenzern 
erschlagen, nachdem sie die Zäune Europas 
überwunden haben, im Meer versenkt, geken- 
tert und ertrunken gelassen. 

Und aktuell die Hetze gegen Geflüchtete, die 
wieder einmal das gesellschaftliche Klima 
schafft, in dem Nazis ihre rassistischen Morde 
begehen können. Damals wie heute, die Brand- 
stifter von Solingen, Mölln, Saarlouis, Hanau etc. 
sitzen in den Reihen der Koalitionäre. 

Das „Kassel entwaffnen ist keine Kunst“-Camp 
und unsere Aktionen sind ein Sandkorn im 
Getriebe der Herrschenden; ein verdammt 
wichtiges! Eine Stimme gegen Kriegsbeteili- 
gung, Waffenproduktion und -export: Ein leben- 
diger Ausdruck internationaler Solidarität. Eine 
gelebte Woche des solidarischen Miteinanders 
und der Geschlechterbefreiung. Eine Woche der 
Bildung, des Austausches mit VertreterInnen von 
Freiheitsbewegungen aus Kurdistan, dem Bas- 
kenland, Indonesiens, um nur einige zu nennen. 
Das Camp fand statt während der Documenta 
und der sie begleitenden Verunglimpfung des 
indonesischen Künstler-Kollektives. Die Hetze 
dauert bis heute an. Wem fällt da schon noch 
auf, das Bundeskanzler Scholz die Industrie- 
Messe in Hannover nutzt, um weitgehende 
Ausbeutungsverträge mit Indonesien abzu- 
schließen. Mit jener „stabilen“ Demokratie, in 
der bis heute das Militär und die Schlächter 
Suhatos für beste Ausbeutungsbedingungen bis 
hin zu Genoziden an den Indigenen sorgen. 

Wir haben das Camp gegen viele Hürden 
durchgesetzt und am Aktionstag waren wir mit 
der Staatsmacht konfrontiert. 

Die Rüstungskonzerne erleben goldene Zeiten 
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mit Umsatz- und Prestigegewinnen; die in Kassel 
ansässige Rüstungsindustrie gilt als systemrele- 
vant; Kassel ist zu einem der wichtigsten Rüs- 
tungsstandorte Deutschlands aufgestiegen: 
Blockaden von Eingangstüren sind da inakzepta- 
bel. Die „Ordnungshüter“ machten das dann 
auch unmissverständlich klar. Die unzähligen 
mitgebrachten Reizgastornister wurden restlos 
geleert und wahllos gegen Protestierende 
eingesetzt. 

Verletzt wurden Unzählige von uns, festgenom- 
men wenige. Ich bin einer davon. Angeklagt 
wegen tätlichen Angriffs. Ich wurde zu Boden 
geschmissen und mir wurden Handschellen 
angelegt. So musste ich unter Schmerzen eine 
Ewigkeit verweilen, während der Polizist an 
meinen Handschellen zerrte und nach vorne 
andere Blockierende mit seinem Schlagstock 
traktierte. Eine immer mehr hochgerüstete 


Polizei braucht es, um die verbliebenen gesell- 
schaftlichen Widersprüche niederzuknüppeln. 
Dabei haben sie die volle Rückendeckung der 
Politik, und sie brauchen keinerlei 
Konsequenzen befürchten. 

Uns, die wir die Sandkörner im Getriebe sind, 
die für eine Perspektive jenseits des Elends der 
kapitalistischen Logik kämpfen, weht ein starker 
Wind entgegen. Die Verfolgung und Kriminali- 
sierung des antifaschistischen Widerstandes: 
Lina; ich grüße dich aus dem Gerichtssaal! Die 
Kriminalisierung der KlimaaktivistInnen; auch an 
euch alle solidarische Grüße! Die Verfolgung 
und Kriminalisierung unserer kurdischen 
FreundInnen; Grüße in die Knäste! 

Unser aller Widerstand ist alternativlos, um dem 
herrschenden Wahnsinn Einhalt zu gebieten. 
Einschüchtern könnt ihr uns nicht! 


Aufruf aus Berlin: Nein zu Aufrüstung und Krieg 
Demonstration am 2. September 2023 
anlässlich des Antikriegs-/Weltfriedenstages 
Auftakt: 14 Uhr, Pariser Platz, Berlin, in Nähe des Rheinmetall-Hauptstadtbüros 


Seit mehr als eineinhalb Jahren tobt in der 
Ukraine ein brutaler Stellungskrieg. Jeden Tag 
sterben Dutzende Soldaten in den 
Schützengräben, weiterhin werden jeden Tag 
Männer, Frauen und Kinder verwundet, getötet 
und vertrieben. Dieser Krieg hat Millionen ihre 
Heimat geraubt und zur Flucht gezwungen, er 
zerstört die Umwelt und das Klima. 

Unsere Solidarität gilt den Menschen in der 
Ukraine, in Russland und weltweit, die unter dem 
Krieg und seinen Folgen leiden. Allen, die deser- 
tieren oder sich durch Kriegsdienstverweigerung 
und Flucht dem Krieg entziehen, allen die Wider- 
stand leisten, gebührt unsere Unterstützung. 

e Wir verurteilen den russischen Angriff auf die 
Ukraine und Russlands fortgesetzte Eskalation des 
Kriegs. Ebenso verurteilen wir die anhaltende 
Eskalation seitens der NATO-Staaten, die wie die 
EU einen Anteil an der Zuspitzung des Konfliktes 
um die Ukraine hat. 

° Wir fordern von der Bundesregierung einen 
Stopp der Waffenlieferungen und demonstrieren 
für einen sofortigen Waffenstillstand. 

° Wir fordern die Aufnahme und Bleiberecht für 
alle Geflüchteten sowie Asyl für alle 
Deserteur*innen. 


Auch Menschen in anderen Ländern leiden unter 
den Folgen von rücksichtsloser Geopolitik, von 
Gewalt und Krieg. Die Kriege im Nahen und 
Mittleren Osten, im Jemen, Sudan, Mali oder in 
den kurdischen Gebieten gehen weiter und 
werden von EU, NATO und Bundesregierung 
befeuert. So wenig es in den Kriegen in 
Afghanistan, Syrien und Irak um »westliche 
Werte, Demokratie und Freiheit« ging und geht, 
so wenig werden sie jetzt in der Ukraine und an 
den anderen Kriegsschauplätzen verteidigt. 
Sowohl Russland als auch dem Westen geht es 
darum, ihren weltpolitischen Einfluss zu 
erhalten und auszudehnen. Die NATO- und EU- 
Staaten, einschließlich der Bundesregierung, 
wollen ihre wirtschaftlichen und 
machtpolitischen Interessen durchsetzen. Sie 
planen bereits wie die hochverschuldete 
Ukraine zu einem zuverlässigen Partner für das 
westliche Kapital werden kann. Ausgerechnet 
die größte US-amerikanische Investmentfirma 
Blackrock soll den Wiederaufbau der Ukraine 
koordinieren. 

e Wir stellen den Interessen von Banken und 
Konzernen die Interessen der Menschen 
entgegen. 
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Nein zu Aufrüstung und Krieg 


° Wir unterstützen die Menschen, die sich gegen 


den neoliberalen Ausverkauf ihres Landes stellen. 
° Wir stehen an der Seite derjenigen, die weltweit 


gegen die verschärfte Nahrungsmittelkrise und 
den dramatischen Anstieg der Preise kämpfen. 
Wir wollen raus aus dem Konkurrenzkampf von 
Nationen, Machtblöcken und Konzernen - hin zu 
einer Welt ohne Krieg, in der Menschen vor 
Profiten stehen und ein gutes Leben für alle 
möglich wird. 

Der Krieg in der Ukraine und um die Ukraine hat 
zu einer neuen Welle der Aufrüstung geführt und 
die Militarisierung beschleunigt. Die 
Bundesregierung will den Militärhaushalt um 
weitere sieben Milliarden wachsen lassen und 
damit das Zwei-Prozent-Ziel der NATO erreichen. 
Konzerne wie Rheinmetall und Krauss-Maffei 
Wegman fahren Rekordprofite ein. Der Druck, 
mehr junge Menschen für die Bundeswehr zu 
rekrutieren, nimmt zu. 

° Wir lehnen die Aufrüstung und Militarisierung 
Deutschlands ab und fordern von der 


Bundesregierung, die vielen Milliarden Euro für 
Soziales, Gesundheit, Bildung und Klimaschutz 
auszugeben. 

°e Wir lehnen Werbung der Bundeswehr an 
Jobcentern, Schulen und Hochschulen sowie die 
Rekrutierung Minderjähriger ab. 

° Wir wollen die Wehrpflicht, die seit dem Jahr 
2011 nur ausgesetzt ist, ganz abschaffen. 

Wir erinnern daran, dass vor 84 Jahren - am 11. 
September 1939 - der Zweite Weltkrieg mit 
dem Überfall Nazi-Deutschlands auf Polen 
begann. 

Wir rufen dazu auf, gemeinsam zu 
demonstrieren: Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg! 

Antikriegskoordination Berlin, Juli 2023 
https://www.antikriegskoordination.de 

Gruppen und Organisationen, die den Aufruf 
mitunterzeichnen wollen, schreiben eine Email 
an: antikriegskoordination_berlin [at] riseup.net 


“Darf ich dich beißen?“ 


“Darf ich dich beißen?“ Gentrifizierung und Krieg 
Markthalle 9 und die Zombies 


Während der Krieg weitergeht, gab es in 
Kreuzberg eine kleine Störung im kapitalistischen 
Normalbetrieb. 

Als sich am 1. Juli der samstägliche Frühnebel 
verzog und die Sonne nach High Noon noch hoch 
am Himmel stand, fiel eine Horde Zombiesolda- 
ten in die Markthalle 9 ein. Die Betreiber der 
Gentrifizierungshalle in Berlin-Kreuzberg mit 
ihrem Luxusfood ahnten wohl schon was kommt 
und waren schnell bemüht, den Zombies gegen- 
über genau die selbe Ignoranzan den Tag zu 
legen wie den mittlerweile ehemaligen Anwoh- 
ner*innen. Denn auch wegen des „Engagements“ 
als Markthalle 9 steigen die Mieten. Und viele 
Alteingesessene sind gezwungen woanders zu 
Wohnen. Verdrängung durch Aufwertung, wir 
kennen es alle. Diesmal ließ die Leitung der 
Markthalle 9 die Aktivist*innen des „provisori- 
schen anarchistischen Antikriegsrats“ ihre Flyer 
verteilen und sie ersparten sich und ihnen vor 
allem die nervigen Diskussionen über Krieg, über 
ihre gelb-blaue Nationalfahne an der Decke, über 
den Zusammenhang von Krieg und Gentrifizie- 
rung. (Bericht zur letzten Aktion hier: 
https://de.indymedia.org/node/270424) 

Die Zombies sahen wirklich Scheiße aus. Stahl- 
helm auf zerschossenen Gesichtern, Wundver- 
band am zerschossenen Arm. Blut aus der OP- 
Maske. Während bei der letzten Aktion die Solda- 
ten noch unversehrt zum Antrittsbesuch am 1. 
April die Schließung der Markthalle 9 ankündigten 
(Übersiedlung auf den Schießplatz in die Ukrai- 
ne), freuten sich die Zombies dieses Mal eine 
weitere frohe Botschaft im Volk verbreiten zu 
können. Als größte wachsende Population, wenn 
wir die Untoten mal so nennen dürfen, verkünde- 
ten sie, dass man sich nicht nur einer Kriegspar- 
tei zurechnen müsse. Die Entscheidung sei frei. 
So wie man auf Seiten des russischen Militärs und 
der Wagnergruppe im Schützengraben krepieren 
kann, so könne man auch auf ukrainischer Seite 
den Heldentod suchen. Auf allen Seiten des 
Schlachtfestes morden Nazis und Vergewaltiger 
mit. Wer arm ist und nicht rechtzeitig desertieren 
konnte, hatte eben Pech gehabt. Und solange 
Waffen und Nachschub an Kanonenfutter ausrei- 
chend nachgeliefert werden können, siegt die 
internationale Zombiearmee ohne Unterlass. 


Wem die bisherigen militärischen Konflikte zu 
langweilig erscheinen, durfte laut Flyer auch 
neue Schauplätze eröffne und sich zu Front- 
kämpfen China gegen USA (oder umgekehrt) 
einfinden. Die Mobilmachung, die verteilt wurde, 
nahm es diesbezüglich nicht so genau und ließ 
auch Mehrfachnennungen zu. Eine einleuch- 
tende ideologische oder ökonomische Kriegsbe- 
gründung gibt es auf allen Seiten zu Hauf. 

Sehr interessant war in dem Mobilmachungsflyer 
auch die Wahlmöglichkeit entweder auf Seiten 
der arabischen Fundamenatlisten in den Tot zu 
ziehen oder auf Seiten der israelischen Funda- 
mentalisten. Für jeden Geschmack war was 
dabei. Anitdeutsche konnten ebenso auf ihre 
Kosten kommen wie Anhänger des orthodoxen 
Rotfront-Kampfblatts, die „Junge Welt“. Und 
AfDler hatten noch die Möglichkeit gegen alle 
Minderheiten der Welt in den Kreuzzug zu 
ziehen. 

Während bei der ersten Aktion am 1. April gegen 
die Genrifizierungsgewinnerfinnen, die Ableh- 
nung garantiert war, überraschten uns die 
Besucher*innen der Markthalle 9 diesmal mit 
Zustimmungen, die wir nicht erwarteten. 
Tourist*finnen waren aufgeschlossen, sofern 
bereit ihnen die Aktion auf englisch erklärt 
wurde. Die Gruppe der gut situierten, saturierten 
FDP-Wählerschaft war diesmal kleiner, aber an 
den Fressständen durchaus präsent. (Die 
meisten hatten sich wahrscheinlich aus Protest 
gegen das neue Heizungsgesetz mit Sekunden- 
kleber an ihre Gasthermen geklebt.) Es gab aber 
einfach mehr Zustimmung. Ob es daran lag, 
dass die Markthalle 9 war auch nur halb so voll 
war wie am 1. April oder die Vernunft in einige 
Köpfe zurückkehrt; wir wissen es nicht. 

Lustig waren die bürgerlichen Damen aus dem 
anarchistischen Antikriegsrat, die sich einander 
laut das Mobilisierungsflugblatt vorlasen, und die 
verkniffenen Markthallenbesucher*innen 
plötzlich doch aufmerksam zuhörten, warum hier 
gerade soldatische Zombies umherwandelten. 
Auch lustig war der Typ, der einen Flyer nahm 
aber fragte, was die Zombies eigentlich wollen, 
und ihm erklärt wurde, dass sie gegen jeden 
Krieg seien, und er sich lustig machte und fragte 
und wie das denn gehen solle. Ihm wurde 
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erwidert, dass dazu alle Waffen abgeschafft 
werden müssten. Und er nachfragte, und wie das 
denn gehen soll. „Militant natürlich“ war die 
Antwort. Er stutzte kurz erstaunt und sagte dann: 
„Find ich gut“. Einfache direkte Antworten anstatt 
akademische Abhandlungen liegen Zombies 
naturgemäß auf der Zunge, sind sie doch als 
Genre immer auch der proletarische Bürger- 
schreck im Film. Das akademische blabla ohne 
Glaubwürdigkeit überlassen sie den Lebenden. 
Nachdem viele Flyer abgeworfen werden 
konnten, zogen sie weiter. Richtung Lausitzer 
Platz, der Ort an dem Gentrifizierung durch die 
Spielstraße einen neuen Ausdruck erfahren hat. 
Kaum am Platz angekommen, zeigte sich eine 
andere militärische Einheit, die keine Konkurrenz 
auf ihrem Terrain dulden wollte. Eine typische 
Berliner Wanne mit sechs bis acht grünen 
Männchen und einem Weibchen versuchte den 
Zug der lebenden Untoten zu stoppen, die sich 
aber nicht von Fremden Befehle erteilen ließen 
und sich in der Eisdeale TanneB niederließen. 
Eingekreist von Clankriminellen (auf den Anzügen 
stand Polizei, kennt die wer?) tranken die 
Zombies ihre Getränke und pflegten ihre 
Konversation mit dem Publikum. Die „Polizei“ 
versuchte der Problemlage Herr zu werden und 
suchte einen Verantwortlichen (männlich 
natürlich). Der war aber unterwegs schon 
gefressen worden. Dann wollten sie eine 
Anmeldung erzwingen, weil dies eine politische 
Veranstaltung sei, zumal sogar dubios. Beweis 
seien die Worte „Palästina“ und „Wagner“ in dem 
Mobiliserungsflyer. Andere Begriffe aus dem Flyer 
wie „Israel“ und „Assow“ waren den 
Staatsbediensteten scheinbar kein Begriff. Satire 
und Theater kannten diese spaßbefreite Truppe 
auch nicht und so musste der unbeleckten 
„Pozilei“ der Begriff „Satire“ nahgebracht 
werden. Und bei Satire verstanden die 
uniformierten keinen Spaß, es darf nur eine 
uniformierter Clan in ihrem Abschnitt geben. Die 
Zombies zeigten sich davon weitgehend 
unbeeindruckt und die Sympatiebekundung 
einiger noch nicht weggentrifizierter 
Anwohner*innen verunsicherte die „Poliziei“ 
immer aufs neue. Nachdem auch die aus dem 
Headquarter angeforderte Unterstützung 
ausblieb und auch dort niemand das Wort Satire 
einzuordenen wusste obwohl der 
Mobilisierungsflyer mehrfach übermittelt wurde, 


wurde der Einsatz immer konfuser. Es half auch 
nichts als der Besitzer der Eisdeale TanneB, der 
mit der Gentrifizierung eiskalte Geschäfte macht, 
von seinem Hausrecht gebrauch machte, die 
Zombies von seinen Tischen verjagte und die 
Zombies vom weiteren Verzehr der bei ihm 
gekauften Waren abhielt. Unausgesprochen stand 
schon der Vorwurf des Hausfriedensbruchs im 
Raum, den der geldgeile Besitzer auszusprechen 
kurz davor war. Irgendwann platze einem Zombie 
der blutige Kragen und hielt eine öffentliche 
Anklage, andere Anwohner*finnen blieben in 
Reichweite und wären eingeschritten, wenn die 
„Pilozie“ in irgend eine Richtung eskaliert hätte. 
Der „Pilozie“ ging irgendwann der Saft aus. 
Ergebnis war dann; „Helm ab ohne Gebet“ und 
da alle Flyer schon verteilt waren, gab es auch 
keine mehr zu verteilen. Die „Pozelie“ war am 
Ende ihrer Einfälle und lies den Zombietroß 
ziehen. 

Unser Fazit für den Moment: 

Gute Aktion. Super gelaufen. Die 
Gentrifizierungsgewinner nicht in Ruhe lassen 
und Krieg und Gentrifizierung zusammen 
thematisieren. Für einige in der Markthalle 9 noch 
nicht in Reichweite ihres Verständnisses. Wir 
arbeiten dran. 

Großartig die Beteiligung anderer Uniformierter in 
unseren Aufzug. Klar, die haben schon gestresst, 
aber sie gehörten zur Performance einfach dazu: 
Kleine Gruppe, großer Effekt. Ähnliche skurrile 
Polizeieinsätze würden sich auch gut machen in 
den Regionalbahnen am Wochende, wenn 
Zombiearmeeanwärter durch die Republik 
gondeln. Oder beim nächsten Gelöbnis oder 
Zapfenstreich. 

Auch dass der Besitzer der Tanneß sich outete als 
das was er ist, als ein Absahner der 
Gentrifizierung, war super. Er lässt seine Eisdeale 
echt cool aussehen, geiler pinker Schriftzug über 
dem Eingang und Bedienstete nach dem neusten 
Diversityschlüssel zusammengestellt, die für ihn 
das Geld anhäufen. Und sobald er sich zwischen 
erfolgreichen Geschäftsmodell oder Solidarität 
mit von der Polizei bedrängten Menschen 
entscheiden muss, tut er das auch. Für Krieg und 
Gentrifizierung entscheidet man sich dann, wenn 
woanders für seine Freiheit Geld anzuhäufen, 
krepiert wird. Weitersagen; dort mindestens kein 
Eis mehr kaufen. 
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50 Jahre Besetzung der Ekhofstraße in Hamburg 


“Die Häuserkämpfe der 70er Jahre zeigen auf, daß es auch in dem Reproduktionsbereich möglich war. 
neue radikale Kampfformen zu entwickeln, die trotz ihres bewußten Durchbrechens von legalistischen 
Politikformen zu teilweise breiten Solidarisierungen innerhalb der Bevölkerung führten,” 


(aus dem Buch “Feuer und Flamme” zur Geschichte der Autonomen von 1988) 

Die Besetzung in der Ekholstraße für 6 Wochen im Frühjahr 1973 und die anschließende Räumung mit 
Spezialeinheiten hatte für die Hamburger radıkale Linke einschneidende Bedeutung und beschäftigte sıe 
noch Jahre später. 


Eine Rückschau ın die Geschichte verleitet oft dazu, Situationen zu verklären und soziale Kämpfe aus 
dem Kontext gerissen zu betrachten. Starke Bilder sınd überliefert, behelmte Linksradikale, die sıch 


' hinter Barrikaden im Haus verschanzen und heftige militante Aktionsformen ausführen, wie sie heute nur 


noch selten üblich sind. Dabei haben sich nicht nur die technischen und medialen Bedingungen verändert 


‘ und ließen zur Zeit der Ekhofstraßen-Besetzung andere Aktionsformen zu, die heute ganz anders 
' kriminalisierbar wären - auch die radikale Linke hatte Anfang der 70er Jahre einen anderen 
' gesellschaftlichen Stand, der weitreichendere Ziele als heutzutage möglich erscheinen ließ. 


“Es soll für alle da sein, für Jugendliche, für Gastarbeiter, für entlassene Strafgefangene. Wir wollen 


‚ hier kein linkes Ghetto schaffen” (Hausbesetzer aus der Ekhofstraße 1973 im Mopo-Hamburg-Interview) 


Leute aus verschiedenen Gruppen und Organisationen wie Ehemalige aus der GIM (Gruppe 
' internationale Marxisten), Rote Hilfe und Proletarische Front aber auch Linke, die den noch jungen 
bewaffneten Gruppen politisch verbunden waren oder Spontis hatten die Frage revolutionärer Gewalt im 
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Vorfeld ausgiebig diskutiert, sowie die konkrete Besatzung auch unter dem Eindruck der aktuellen 
Entwicklungen im Frankfurter Häuserkampf vorbereitet. Ziele waren unter anderem, praktische 
Konsequenzen aus den oft eher intellektuellen Ansätzen der 68er Revolte zu ziehen und neben der 
Gründung eines politischen Zentrums auch Randgruppen einzubinden, medizinische Selbsthilfe und eine 
“Vermassung” mit der Bevölkerung zu erreichen. Das Spektrum der Besetzer*innen lehnte das Konzept 
des “Marsches durch die Institutionen” ab und riskierten auch durch die gerade von den 
Sozialdemokraten 1972 durchgesetzte Berufsverbots-Gesetzeslage den Bruch mit bürgerlichen Karrieren 
Viele hatten aber von vorneherein keine Ambitionen in diese Richtung und sahen darin daher das 
geringste Problem. Der Aufrüstung des Staatsapparates sollte offensiv begegnet werden. 


Die am Ende recht erfolgreiche Strategie des Staates gegen die Ekhofstraßen-Besetzung war, sich nicht 
direkt auf eine rein polizeilich-militärische Überlegenheit zu verlassen, sondern zunächst die etwa 200 
Besetzer*innen gesellschaftlich zu isolieren und über mehrere Wochen ein mediales Bild von 
“Kriminellen” und “Politrockern” aufzubauen. Hierzu wurden auch durch Polizeipräsenz und Kontrollen 
Zwischenfälle provoziert, die zu einem Ablenken der Öffentlichkeit von politischen Fragen beitrug und 


, 


den Ruf nach einem “Durchgreifen der Staatsmacht” unterstützen sollte. 


Die Räumung wurde abschließend überraschend mit massiver Gewalt der Bullen und einer militärischen 
List mit zivilen Fahrzeugen durchgeführt. Eine im Haus bekannte Person kooperierte mit den Cops odeı 
war selber einer, dieser kam unter einem Vorwand an die Tür und hinter ihm stürmte das mit 
Schußwaffen bewaffneten MEK (Mobilen Einsatzkommando) das Haus. Dieses hatte hier seinen ersten 
Einsatz und wurde im Anschluß in Medien wie dem "Hamburger Abendblatt” für ihren effektiven Zugriff 
gelobt. Der Termin der Räumung war durch befreundete Jourmalist*innen den Besetzer*innen bekannt 
geworden, nicht aber der genaue geplante Ablauf. Insgesamt waren über 600 Cops im Einsatz, 73 
Personen wurden im Haus verhaftet. Das Haus war nach wenigen Stunden verloren und wurde sotort 
abgerissen, die Idee eines kulturellen und politischen Zentrums war damıt zerstört worden und viele 
Gruppen und Zusammenhänge in den nachsten Jahren vor allem mit der Verarbeitung der Repression 
beschäftigt. Noch knapp zwei Wochen vor der Raumung täuscht ein Polizeisprecher in einem Artikel deı 
“Zeit” eine liberale Haltung vor: “wenn die BEWOBAU keine rechtlichen Schritte verlangt, könnte 
dieser latente Zustand, so Polizeisprecher Hermann Wöhrle, "bis zum Sankt-Nimmerleins- Tag dauern”.” 
Die staatliche Strategie war also, die Besetzung auf jeden Fall zu zerschlagen aber eine Duldung 


vorzutäuschen. um die Räumung effektiver und mit weniger Verlusten durchzusetzen. 


Warum war die Besetzung dem Staat und reformistischeren linken Gruppen ein Dom ım Auge? kin On 
des Austausches und der längerfristigen Organisierung von radikalen Linken untereinander und 
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zusätzlich often für unangepasste Jugendliche und soziale Randgruppen war bis dahin kaum möglich 
gewesen und hat dort, wo Hausbesetzungen erfolgreich waren dazu beigetragen, allgemein radikale linke 


' Bewegungen zu stärken. Der Ansatz, sich auch im reproduktiven Bereich, also im Alltag und auf 


persönlicher Beziehungsebene politisch zu organisieren und gegenseitig zu stärken war und ist eine 


Provokation und ein Angriff gegen die gesellschaftliche Norm, sich mit Kleinfamilie und Lohnarbeit 
| über Wasser zu halten und damit abhängiger im kapitalistischen System verfügbar zu sein. 


| 
Bi 


“Das Haus ist ein echtes Kommunikationszentrum, hier kommt man in Kontakt mit Leuten und damit 


Gedanken und Problemen, die man sonst nicht so einfach kennen |ernt.” 
(ein Besetzer aus der Ekhofstraße im Rückblick) 


Was können wir heute aus diesen Ereignissen lernen und wie können wir die Erfahrungen nutzbar 
machen? Die gesellschaftlichen Bedingungen sind andere, aber es gibt politische Parallelen. 


' Auch wenn die Auseinandersetzungen bei Räumungen heftig, teuer oder mit Imageverlust der 


Herrschenden einhergeht - wenn ein Haus oder ein Ort des Widerstandes verloren geht, bricht damit auch 


ein Teil der Bewegung zusammen. So war es auch bei den zahlreichen Räumungen seit der | 


Ekhofstraßen-Besetzung, vor allem in den 80er und 9Der Jahren. Besetzte Häuser und/oder soziale 


Zentren, die Raum für linke und linksradikale Aktivitäten bieten sind eine Infrastruktur durch die eine 


linke Strömung wachsen kann und Anknüpfungspunkte zum mitmachen entstehen. 


So wie in der Ekhofstraße zwischenzeitlich “Randgruppen” ein Zuhause und unangepasste Jugendliche | 


einen Unterschlupf fanden, so sind auch heute Orte wichtig, die nicht zum Konsum zwingen, die den 


staatlichen Zugriff erschweren oder “Freiräume” bieten, Alltag anders zu gestalten. “Freiräume” ist 


relativ zu sehen, die Gesellschaft lässt sich schließlich nicht aussperren und es bleiben immer 


Widersprüche. Aber zumindest wird in vielen autonomen Zentren, selbstverwalteten Jugendzentren oder | 
linken Kollektivorten versucht, anders miteinander umzugehen und Kommerzielles steht nicht im | 
Vordergrund. Gerade am Stadtrand, in der Kleinstadt oder in der Provinz sind solche Orte die vielleicht | 


einzige Chance für unangepasste Jugendliche und andere, nicht ganz so isoliert dazustehen und sich 
zusammenzufinden und zu politisieren. Räurne sind also wichtig und um ihren Erhalt muss gekämpft und 
gestritten werden. 


Nicht nur Häuser sind Räume für utopische Praxis und praktische Utopien gegen eine Gesellschaft der 
Herrschaft. Früher wie heute ist klar, es gibt kein gutes Leben für Alle im Kapitalismus. 


Lützerath wurde gerade im Januar 2023 geräumt, trotz verhältnismäßig großer Mobilisierungen und 
guter logistischer Verteidigung. Es sollte nicht der Mythos genährt werden, dass allein eine militantere 
oder kompromisslosere Haltung der Beteiligten zum Ziel geführt hätte. Auf der militärischen Ebene 
werden wir in absehbarer Zeit unterlegen bleiben. In den 70er Jahren war die radikale Linke deutlich 
stärker, auch in ihrer Anzahl. Auch zehnmal oder hundertmal so viele Aktivist*innen alleine bringen 
nicht den Erfolg, das zeigt die Geschichte, in der die radikale Linke deutlich stärker war. Das heißt nicht, 
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dass es nicht sinnvoll ist, sich zu wehren und eine Räumung geschickt zu verlangsamen, wie in den | 


letzten Jahren immer wieder eindrucksvoll von der Klimabewegung gezeigt. Es liegt wohl an der 
Mischung der Aktionsformen und solidarischer Akzeptanz, an der gesellschaftlichen Verankerung und 
dem gesellschaftlichen Druck unserer Kampagnen, der in einer Kosten-Nutzen Abwägung der 
Verantwortlichen im Staatsapparat dazu führen sollte, dass wir uns durchsetzen. 


Es muss also darum gehen, zu gewinnen und sich durchzusetzen, so schlicht das klingt. 
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Vermutlich ist es die Mischung aus Konfrontation und Verhandlung, die Moblisierungsfähigkeit und | 
Entschlossenheit gleichermaßen, die es uns ermöglicht, Brüche im kapitalistischen System 


durchzusetzen. Es braucht keine schlichte Zuspitzung, sondern eine Verschiebung der Kräfteverhältnisse, 
bevor zugespitzt werden kann. Dafür müssen wir Menschen begeistern, mitnehmen, zuhören und unsere 
Praxis selbstkritisch miteinander reflektieren, mehr werden und uns umeinander kümmern und bemühen. 
Hierfür brauchen wir Organisierung und Pluralität. 


Vorbereitungsgruppe zu 50 Jahre Ekhofstraße, Hamburg im Marz 2023 


https: //ekhofstrasse.blackblogs.org/ 
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Ich habe beschlossen nicht in den Knast zu gehen... 


Im vergangenen Oktober 2022 wurde ich in 
einem Sammelprozess zu einer Haftstrafe von 3 
Jahren und 9 Monaten verurteilt. Vorgeworfen 
wurde eine Beteiligung an der sog. „Stuttgarter 
Krawallnacht“, ein Angriff auf den IB’ler 
Anderson Gama am Rande einer der ersten 
Querdenken-Demonstrationen Anfang Mai 2020 
und ein tätlicher Angriff rund um eine Aktion 
gegen den Bundestagswahlkampf der Grünen. 
Zusätzlich gibt es noch weitere Verurteilungen, 
wegen einer Spontandemonstration nach den 
Morden in Hanau 2020 und einem Outing eines 
führenden IB-Kaders aus Schwaben. Hinzu kom- 
men dann noch weitere offene Ermittlungsver- 
fahren mit einem ungewissen Ausgang - so bin 
ich beispielsweise auch Teil des im Januar 2020 
pausierten Rondenbarg-Pilotverfahrens anläss- 
lich des G20 Gipfels 2017 in Hamburg. 

Das alles summiert sich dann bereits jetzt zu 
einer Haftstrafe von 4 Jahren. Zwar waren die 
Urteile noch nicht alle rechtskräftig, es blieb 
jedoch absehbar, dass eine langjährige Haft- 
strafe am Ende einer kommenden jahrelangen 
juristischen Auseinandersetzung stehen bleiben 
würde und die weiteren Verfahren diese noch 
weiter verlängern würden. Am Ende der Diskus- 
sion habe ich mich dann dazu entschieden, 
mich bereits jetzt der Haftstrafe und der 
möglichen Gefahr von Haftbefehlen vor der 
endgültigen Rechtskraft der Urteile zu entziehen 
und unterzutauchen. Ich glaube, dass dieser 
Schritt nicht nur einer der individuellen Freiheit 
ist, sondern weit mehr sein kann. Er ist für mich 
einerseits die Konsequenz einer konsequenten 
revolutionären Linie in Theorie und Praxis und 
schafft andererseits neue Perspektiven und 
Potentiale für die revolutionäre Linke. 

Vielleicht hat am Ende auch ein kleines bisschen 
Dogmatismus eine Rolle gespielt: Kom- 
munist:innen liefern sich nicht freiwillig der 
Klassenjustiz aus. Punkt. Nicht wenn es Alterna- 
tiven gibt, wie sie besser, lebendiger, dynami- 
scher Teil des revolutionären Prozesses sein 
können als hinter hohen Mauern. Aktuell ist es 
wichtig, die legalen Möglichkeiten so weit wie 
möglich zu nutzen, um revolutionäre Organisie- 
rung möglichst breit aufzustellen. Bei längeren 
Haftstrafen relativiert sich das aber schnell und 
die möglichen Potentiale einer Alternative über- 


wiegen. Das heißt sich außerhalb des Radars zu 
bewegen, wenn nicht mehr die Möglichkeit be- 
Steht, im legalen Bereich politisch aktiv zu sein. 
Eine Sache ist mir auch nochmal wichtig zu 
betonen: ich habe mich dagegen entschieden in 
den Knast zu gehen, aus prinzipiellen Gründen 
aber auch weil ich glaube, dass es im Knast 
gerade wenig Möglichkeiten gibt, Teil eines 
revolutionären Prozesses zu bleiben bzw. ich in 
der Alternative einfach deutlich mehr Potential 
und eine Zukunft sehe. Das muss nicht heißen, 
dass Genoss:innen, die sich dazu entscheiden in 
den Knast zu gehen, eine falsche Entscheidung 
treffen. Es kann Gründe hierfür geben. Als 
politischer Mensch im Knast sich selbst, seine 
Überzeugungen und sein politisches Bewusstsein 
zu bewahren ist unter den aktuellen Bedingun- 
gen nicht einfach. Man ist einer konstanten 
Konfrontation ausgesetzt, ohne die Möglichkeit 
sich aus dieser zurückziehen zu können. Hier 
nicht einzuknicken, sondern auch aufrecht wieder 
aus dem Knast rauszukommen ist eine große 
Herausforderung und ich habe großen Respekt 
vor allen Genoss:innen, die aktuell in dieser 
Situation sind. 


Alles hat einen Anfang 

Meine Entscheidung kommt nicht von ungefähr - 
sie ist auch eine Konsequenz meiner bisherigen 
politischen Aktivitäten und Erfahrungen. Die 
Krisenhaftigkeit des Kapitalismus, das Zerstö- 
rungspotential imperialistischer Konkurrenz und 
Kriege; warum er Unterdrückung und Ausbeu- 
tung, Krieg und Umweltzerstörung bedeutet; 
warum er schlichtweg dem allergrößten Teil der 
Menschen keine lebenswerte Zukunft bietet; das 
alles breite ich jetzt nicht lange aus. Diese 
Beobachtung von Unterdrückung und sozialem 
Missstand ist meistens Ausgangspunkt einer 
politischen Praxis. Bei mir anfangs gegen Pegida, 
Demo für Alle, die AfD, Rechtsruck und Faschis- 
mus. Doch schnell findet eine Suche nach den 
Hintergründen und Ursachen statt. Es beginnt ein 
politischer Prozess in seiner Vielschichtigkeit die 
Praxisfelder werden breiter und es entwickelt 
sich ein Bewusstsein für die Notwendigkeit eines 
revolutionären Bruches mit dem Kapitalismus. 
Der Staat und seine Organe, angefangen bei 
Polizei und Armee, bis hin zum Parlament, sind in 
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dieser Auseinandersetzung ein Instrument der 
kapitalistischen Klasse. Er ist historisch aus dem 
Widerspruch zwischen der kapitalistischen Klasse, 
den Besitzenden an Produktionsmitteln, die sich 
die Erzeugnisse der gesellschaftlichen Produktion 
privat aneignen und dem Proletariat, dem Großteil 
der Menschheit, der gezwungen ist seine Arbeits- 
kraft zum Überleben zu verkaufen - entweder 
unmittelbar in der Produktion oder indirekt im 
gesamtheitlich betrachteten Wertschöpfungs- 
prozess. Dabei ist seine Aufgabe die Befriedung 
dieses Klassenkonfliktes. Nicht jedoch im Sinne 
eines Interessenaustauschs zwischen den Klassen, 
sondern gerade um die Bedingungen zu erhalten 
unter denen die herrschende Klasse im Wesentli- 
chen ihre Interessen durchsetzen kann. 

Um dieses Interesse durchzusetzen ist die 
Bundeswehr überall auf der Welt im Einsatz und 
garantieren Recht, Gesetz und die bewaffnete 
Gewalt der Polizei das Privateigentum. Aber 
natürlich ist kapitalistische Herrschaft dabei noch 
um einiges vielschichtiger und zieht sich durch 
quasi alle Lebensbereiche. Am greifbarsten wird 
sie bei Zwangsräumungen, Abschiebungen, 
rassistischer Polizeigewalt oder dem Durchknüp- 
peln von Naziaufmärschen; wenn die Pandemie 
benutzt wird, um Krisenfolgen auf unseren Rücken 
abzuladen, wir wegen der steigenden Inflation den 
Gürtel enger schnallen müssen und parallel in den 
Unternehmen wiederholt milliardenschwere 
Gewinne ausgeschüttet werden. 

Große Teile aktueller revolutionärer Praxis finden 
in einem legalen Rahmen statt. Allerdings wird 
unsere Praxis dort nicht mehr revolutionär, wo sie 
sich auf diesen Rahmen beschränkt und ihn als 
legitim akzeptiert. Das lässt sich aber nur in der 
Praxis überprüfen. Erst dort, wo es zu einer 
Konfrontation mit dem Staat und kapitalistischer 
Herrschaft kommt, zeigt und bestätigt sich ein 
revolutionärer Charakter wirklich. 

Genau deshalb muss revolutionäre Politik einem 
staatlichen, einem bürgerlichen Rahmen immer 
verlassen. Reformen haben vielleicht ihre Berech- 
tigung in der Schaffung von einzelnen Verbesse- 
rungen der Lebensbedingungen unserer Klasse. 
Daneben können wir als Revolutionär:innen in den 
Kämpfen unserer Klasse um einzelne Verbesse- 
rungen in der Klasse wirken, Klassenbewusstsein 
entwickeln und Bruchpunkte zum Kapitalismus 
aufzeigen. Aber Reformen verschleiern immer 
auch die Unterdrückung nur weiter und sind 


niemals in der Lage, grundsätzliche Änderungen 
zu schaffen. 

Als Kommunist strebe ich aber genau das an. Eine 
sozialistische Revolution, die den Kapitalismus 
endgültig auf den Müllhaufen der Geschichte wirft. 
Das setzt zwangsläufig eine Konfrontation mit 
dem Staat voraus: er sichert kapitalistische Herr- 
schaft, ich will sie und damit den kapitalistischen 
Staat abschaffen. 

Die strategische Orientierung heißt Bruch mit dem 
Kapitalismus und Revolution! 

Das sind große Worte und die Realität der 
revolutionär-kommunistischen Bewegung in der 
BRD ist gerade eine andere. Aber, sobald wir in 
eine Konfrontation mit kapitalistischer Herrschaft 
gehen - was eine Organisation mit einem revolu- 
tionären Anspruch bereits abstrakt macht - , 
indem wir ihr Gewaltmonopol nicht anerkennen 
oder konkret in direkten Auseinandersetzungen 
mit ihr, werden wir mit Repression konfrontiert. 
Die Repression, die aktuell linke Bewegungen 
prägt drückt sich vor allem durch Geld- oder 
Bewährungsstrafen und Gewalt auf der Straße 
aus. Aber zeitgleich zeigen sich an verschiedenen 
Stellen auf unterschiedlichen Ebenen Verschär- 
fungen: in den vergangen Jahren wurden in 
eigentlich allen Bundesländern die Polizeigesetze 
verschärft. Mit der Einführung des 8114 StGB 
„tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte“ 
besteht ein Instrument, Widerstand auf der Straße 
einfach und hart zu sanktionieren. Das Antifa-Ost- 
Verfahren, aber auch das $129-Verfahren gegen 
den Roten Aufbau Hamburg stellen Verschärfun- 
gen in der Anwendung der 129-Paragraphen dar. 
Es gibt erste Ansätze, dass sich Repression quasi 
„verbreitert“: Führerscheine werden verweigert 
oder DNA präventiv entnommen. Es kommt zu 
generell härteren Strafen und mehr Haftstrafen. 
Long story short: es wird auch nicht besser. 

Aber gleichzeitig sollten wir - denke ich - nicht 
aufhören zu kämpfen, uns nicht im Angesicht 
dieser Entwicklungen zurückziehen, was aber 
auch nicht heißt, einfach mit dem Kopf durch die 
Wand einfach so weiterzumachen. Eine revolutio- 
näre Linie sollte immer auf den Moment des 
Bruches ausgerichtet sein - das ist das strategi- 
sche Ziel. Auf dem Weg dahin dürfen wir uns nicht 
im Hier und Jetzt verrennen und damit die revolu- 
tionäre Perspektive aus den Augen verlieren. 
Gleichzeitig heißt es aber auch, nicht nur auf die 
Zukunft zu warten, sondern ausgehend von der 
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aktuellen Situation konkrete Schritte zu gehen. 
Bereits heute gibt es genügend Punkte, an denen 
eine revolutionäre Linke, Widersprüche mit dem 
System zu Bruchpunkten mit dem Kapitalismus 
vertiefen kann: Wenn Streiks verboten werden wie 
im Hamburger Hafen, weil bürokratische Formali- 
täten nicht erfüllt worden sein sollen ist damit ja 
nicht die Legitimität des Lohnkampfes vom Tisch, 
sondern zeigt sich viel mehr, dass wir zur Durch- 
setzung unserer Interessen eben im Zweifel 
andere Wege gehen müssen. Wenn überall ge- 
spart wird und es zu einer steigenden Verarmung 
unserer Klasse kommt, aber 100 Milliarden Euro 
für die Bundeswehr ohne weiteres zur Verfügung 
stehen. In den politischen Widerstandsfeldern 
finden aktuell Kämpfe statt, in denen sich Men- 
schen politisieren und an den erfahrenen Wider- 
sprüchen politisieren. Dabei kommt man schnell in 
eine Konfrontation mit dem Staat und seinen 
Gewaltmonopolen. Er schützt die sinnlose Um- 
weltzerstörung für Kapitalinteressen in Lützerath 
mit Gewalt, verteidigt Nazi-Aufmärsche und geht 
gegen kämpferischen Protest und Widerstand 
sowohl auf der Straße als auch vor den Gerichten 
vor. Neben der Klimagerechtigkeitsbewegung 
erfährt aktuell vor allem ein militanter Antifa- 
schismus Repression. Er greift durch das hand- 
feste Zurückdrängen der Faschisten das staatliche 
Gewaltmonopol an, in in ihm bilden sich Erfah- 
rungen und ein militantes Potential, das auch in 
der Lage sein kann, andere soziale Widersprüche 
zuzuspitzen. In diesen Kämpfen als revolutionäre 
Kommunist:innen nach dem Bruchpunkt zu 
suchen, bedeutet diese Widersprüche zuzuspit- 
zen, die erfahrenen Widersprüche zu politisieren 
und gemeinsam mit den Menschen an Alternati- 
ven zu kämpfen. Hierfür braucht es dann Struk- 
turen, die dazu in der Lage sind, gemachte 
Erfahrungen zu sammeln, auszuwerten und zu 
kollektivieren. Die in der Lage sind, eine revolu- 
tionäre Linie in die Widerstandsfelder und unsere 
Klasse zu tragen, Orientierung und Führung zu 
bieten, aber immer aus einer direkten Beteiligung, 
um das in der Praxis zu beweisen. Deswegen 
sollten wir immer dort sein, wo gekämpft wird, 
sollten wir immer vorne mit dabei sein. 

Dass eine solche Praxis dann Repression und 
Knaststrafen zur Folge hat, ist eine logische 
Konsequenz. Damit ist dieser Schritt für mich die 
Fortführung einer konsequent revolutionären Linie 
in Theorie und Praxis. Ihn nicht zu gehen, würde 


bedeuten, an einer Praxis festzuhalten, die im 
Knast endet, ohne nach Alternativen zu suchen, 
ohne zu überprüfen, ob ich außerhalb des Knastes 
nicht einen größeren Beitrag leisten kann, ohne 
den Versuch zu wagen, den nächsten qualitativen 
Sprung zu machen. In letzter Konsequenz wäre 
das eine Abkehr von der strategischen 
Orientierung auf die Revolution. 

Betrachten wir die Gesetzesverschärfungen und 
Repressionsentwicklungen der letzten Jahre, die 
Entwicklung in der Anwendung der 88 129a/b 
STGB, beispielsweise gegen den „Roten Aufbau 
Hamburg“ dem explizit der formulierte 
revolutionäre Anspruch - unabhängig dessen 
konkreter Umsetzung - vorgeworfen wird, im 
Kontext aktueller Krisenentwicklung, kann es in 
den kommenden Jahren schnell passieren, dass 
immer mehr revolutionäre Praxis und 
Organisierung - ohne dass sie direkt nach den 
Gesetzbüchern illegal sein muss - kriminalisiert 
wird. Dann muss eine revolutionäre Bewegung 
auch in der Lage sein sich anzupassen und 
Organisationsformen, die lediglich darauf setzen, 
dem Staat möglichst wenig Einblicke zu 
gewähren, sind nicht mehr ausreichend. 

... und mache mich als Reisender der Revolution 
auf die Suche 

Individuell gesehen bedeutet dieser Schritt, dass 
ich erst einmal sehr vieles, was mich an ein 
bürgerliches Leben gebunden hat (Familie, 
Freunde, Genoss:innen, Job etc.) hinter mir 
gelassen habe und mich in einer Situation 
befinde, in der damit mein revolutionäres 
Bewusstsein auf dem Prüfstand steht. Wir haben 
als Revolutionär:innen in den europäischen 
Metropolen individuell viel an den Bequemlich- 
keiten des kapitalistischen Lebens zu verlieren, 
sich hiervon zu trennen ist nicht so einfach wie 
das schnell gesagt ist. Gleichwohl schafft ein 
solcher Schritt dann auch eine Form der Klarheit, 
weil er einen Bruch darstellt und einem die 
Möglichkeit sich unbewusst mit den bestehenden 
Verhältnissen zu arrangieren weitgehend 
genommen sind. Erst mal nicht die schlechtesten 
Bedingungen um revolutionäres Bewusstsein zu 
entfalten. Die Bedeutung dieser Auseinander- 
setzung, als Individuum mit revolutionärem 
Anspruch, das dann im Idealfall auch Teil eines 
kollektiven Prozesses ist, dürfen wir nicht 
unterschätzen. 
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Abschluss-Statement zum Ende des Antifa-Ost-Prozesses in Dresden 
Berliner Angeklagter 7. Juli 2023 


Nach 98 Verhandlungstagen äußere ich mich in 
diesem Abschlussstatment zum sog. Antifa-Ost- 
Verfahren vor dem Oberlandesgericht in Dresden. 
Dieses Statment wurde während der Urteilsver- 
kündung bei der Kundgebung vor dem Gerichtsge- 
bäude schon einmal verlesen. 

Als Angeklagter im sogenannten Antifa Ost- 
Verfahren durfte ich mit meinen Mit-Angeklagten, 
Companerxs, 98 Verhandlungstage, im Hoch- 
sicherheitssaal des Oberlandesgerichts Dresden 
verbringen. 

Dort sollte festgestellt werden, ob wir zwischen 
2018 und 2021 als kriminelle Vereinigung an 
mehreren Angriffen auf organisierte Nazis in 
Thüringen und Sachsen beteiligt waren. 

Konkrete Beweise konnten in der ganzen Zeit, 
trotz jahrelanger Soko-LinX-Ermittlungen und 
eines Kronzeugen, weder Staatsanwaltschaft noch 
Gericht präsentieren. 

Verurteilt wurden wir trotzdem. Das stand schon 
fest, bevor die Anklage überhaupt erhoben wurde. 
Es scheint paradox, ist aber bezeichnend, dafür 
verurteilt zu werden, sich gegen diejenigen zu 
stellen, welche die faschistische Vergangenheit 
Deutschlands wiederbeleben möchten. 

Auch wenn jeder Staat und jedes sogenannte Volk 
ein faschistisches Potential in sich trägt, hat 
insbesondere das deutsche Volk eindrucksvoll 
seine herausragende Unmenschlichkeit unter 
Beweis gestellt. 

Solange wir in rassistischen, auf einer Verwer- 
tungslogik basierenden Verhältnissen leben, 
besteht grundsätzlich eine Wiederholungsgefahr. 
Ganz zu Schweigen von existierenden nationalbe- 
freiten Zonen bundesweit. 

ES ist unsere Pflicht, alles dafür zu tun, dass sich 
die Geschichte nicht wiederholt. 

Ziel und Funktion von Behörden wie der 
Bundesanwaltschaft oder des Bundeskriminalamts 
(BKA) ist die Aufrechterhaltung der herrschenden 
Ordnung dieses Staates. 

Wie alle staatlichen Repressionsbehörden sind sie 
keine neutralen Instanzen und waren es auch nie. 
Die Bundesanwaltschaft wurde in der unmittelbar- 
en Nachkriegszeit von Juristen des ehemaligen 
NSDAP-Machtapparats aufgebaut, die sich bis ins 
Pensionsalter großzügig gegenseitig Posten 
zuschoben., 1966 waren zehn von damals elf 


Bundesanwälten ehemalige NSDAP-Mitglieder. 
Das gleiche gilt für das BKA. Dieses wurde nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs von den 
ehemaligen SS-Mitgliedern Paul Dickkopf und Rolf 
Holle aufgebaut. Entsprechend entspannt war der 
Umgang mit Nazis in den Chefetagen. Noch 1959 
waren zwei Drittel der Beamten im BKA-Führungs- 
stab ehemalige SS-Mitglieder, drei Viertel 
gehörten zuvor der NSDAP an. 

Dieser „Rechtsstaat“, der sich hier vor Gericht 
durchgesetzt hat, lässt sich nicht ohne die 
Geschichte seiner Behörden beurteilen. 

Die ideologischen Wurzeln dürfen niemals vor den 
Erzählungen angeblicher Einzelfälle und Einzeltä- 
ter in Vergessenheit geraten. 

Es gab nie den Punkt, an dem deutscher Faschis- 
mus der Vergangenheit angehörte und „wir“ uns 
allein dem Gedenken widmen könnten. 

Zu vielen Morden sehen wir uns jedes Jahr 
gegenüber und zu vielen, die auf deutschen 
Straßen, ganz zu Schweigen von Fluchtrouten 
nach und durch Europa, niemals in Sicherheit 
leben können. 

Wir leben in der BRD nicht mehr im Faschismus, 
aber in einer Gesellschaft, in der es vielen von uns 
möglich ist, die Gewalt nicht wahrzunehmen, die 
dennoch all unsere Verhältnisse durchzieht. 

Es wäre unmöglich all das aufzuzählen, was für 
den Reichtum hier woanders zerstört werden 
Muss. 

Der Zerstörung des Klimas liegt ein verschwende- 
risches System zugrunde, das den Meisten hier in 
Zentraleuropa ein sehr bequemes Leben 
ermöglicht. 

Ausbeutung und Klimazerstörung führen all dort 
zu Tod oder Flucht, wo Menschen keine Alternati- 
ven bleiben. 

Für tausende Menschen bleibt sonur einer der 
gefährlichsten Wege der Welt, über das 
Mittelmeer, um am Leben zu bleiben. 

Doch danach folgen Knäste, Lager, Abschiebun- 
gen und die neokolonialen Einteilungen nach 
Herkunft und Hautfarbe. 

So wie vor dieser Gewalt die Augen verschlossen 
werden können, so wurde in diesem Prozess alles 
dafür getan, die konkrete Gewaltausübung von 
Neonazis auf ostdeutschen Straßen nicht zu 
thematisieren. Vor diesem Hintergrund ist die 
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Forderung nach Gewaltfreiheit zynisch, 
geschichtsvergessen und lebensfern. 

Gewalt ist ein fundamentaler Teil jeder Gesell- 
schaft, es gibt aber einen Unterschied zwischen 
der Gewalt, die Unterdrückung bekämpft und 
der Gewalt, die benutzt wird,um zu unter- 
drücken. 

Gewalt ist für mich kein Selbstzweck, sondern 
ein Mittel welches leider notwendig und legitim 
ist im Kampf gegen Unterdrückung und 
Herrschaft. 

Die Konsequenz daraus ist, dass sich Gewalt 
auch gegen Personen und Institutionen richten 
muss, die diese Unterdrückung ausüben. 
Antifaschistisches Engagement geht daher nicht 
nur gegen Nazis, sondern zwangslaufig gegen 
den Staat, mit einer emanzipatorisch revolutio- 
nären Perspektive. 

Dieses Verfahren war eine harte aber auch sehr 
lehrreiche Zeit. Sie hat mich gelehrt, mehr 
Ansprüche an mich selbst und meine 
Companer@s zu stellen. 

Das heißt für mich, dass eine kritische Ausei- 
nandersetzung mit uns selbst, unseren 
Beziehungen und Dynamiken untereinander ein 
fortlaufender Teil jeglicher politischer Arbeit sein 
Muss. 

Das hätte unter anderem vielleicht zu einem 
anderen Umgang mit Johannes Domhöver 
geführt, der nicht so katastrophal unverantwort- 
lich gewesen wäre, wie es hier gelaufen ist. 

Ich habe außerdem erfahren, wie wichtig es ist, 
sich gemeinsam frühzeitig mit Repression 
auseinander zu setzen, im Idealfall bevor sie 
einen selbst erwischt und bereits einen 
gemeinsamen Fahrplan im Hinterkopf zu haben. 
Das hätte mir, beziehungsweise uns, möglicher- 
weise ermöglicht, eine andere offensivere 
Prozessstrategie zu fahren, die uns zum Schluss 
politisch gestärkt zurück gelassen hätte. Leider 
ist uns das nicht gelungen. 

Dabei wäre dieses Gerichtsverfahren meiner 
Meinung nach prädestiniert für einen offensiven 
politische Umgang auch im Gerichtssaal 
gewesen. 

Zum einen, weil der Staat mit der Abgabe des 
Verfahrens an die Bundesanwaltschaft und das 
Oberlandesgericht seinen politisch motivierten 
Verurteilungswillen offen klargestellt hat. 

Zum Anderen hätte so das Verfahren für uns 


wegweisend für die zahlreichen anderen 
129Verfahren, die noch kommen werden, sein 
können. 

In Situationen, in denen wir Angriffen des 
Staates ausgesetzt sind, eine konfrontative 
Haltung zum Staat und seinen Repressions- 
organen zu haben und diese auch mit den Mit- 
angeklagten zu teilen, hilft einen klaren Kopf und 
unsere politische Identität zu bewahren. Das 
kann uns sogar gestärkt aus diesen hervorgehen 
lassen. 

Dennoch haben wir es als Angeklagte zu jeder 
Zeit geschafft, einer gemeinsamen Prozessstra- 
tegie zu folgen. 

Und wir haben uns gegenüber dem Staat, trotz 
Versuchen seitens des Gerichtes, weder unter 
den Angeklagten oder den Solistrukturen spalten 
lassen. 

Und das lässt mich/uns ungebrochen auf das 
Verfahren zurück schauen. 

Ich hoffe, dass dies die Basis in den kommenden 
Reppressionsfällen bleibt und daraus ein 
offensiveres, stärkendes Signal für militanten 
Antifaschismus und den Kampf für eine freie 
selbstbestimmte Gesellschaft hervorgeht. 

Until all are Free. 

Danke für eure Solidarität. 


GEGEN DIE 
-KRIMINALISIERUNG 
VORMANTIFASCHISMUS 


a ADTE HILFE EU. A 
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Feministische Vielstimmigkeiten 
von LASTESIS 


Wir stehen an einem Wendepunkt, konstatiert 
das chilenische Performance-Kollektiv LASTESIS 
in seinem neuen Buch. Feministische Bewegun- 
gen leisten immer erfolgreicher Widerstand 
gegen die Gewalt, die von kapitalistischen, 
patriarchalen und kolonialen Paradigmen 
ausgeübt wird. “Polifonias feministas” ist 
zugleich Essay, Poesie und eine Einladung, Teil 
dieser kollektiven Macht zu sein. Um Binaritäten 
zu überwinden und das System zu hacken. Hier 
lest ihr einen exklusiv übersetzten Auszug aus 
dem Buch, das im November 2022 auf Spanisch 
bei Random House erschienen ist. 


Als Kollektiv haben wir uns vielleicht am 
intensivsten mit der Thematik der Körperlichkei- 
ten beschäftigt. Denn in der Materialität des 
Körpers wird die Gewalt konkret, wahrnehmbar 
und sichtbar. Körper können die Anzeichen der 
Gewalt nicht verstecken - und sie wollen es auch 
nicht. Es geht darum, die Wunde zu zeigen, die 
wir nicht ignorieren können und die Narben und 
die Spuren hervorzuheben. Denn Körper sind 
auch miteinander verbundene Territorien. Hier 
findet der koloniale Extraktivismus in den Körper- 
Territorien genauso aktiv Anwendung wie in den 
Räumen, in denen wir uns verorten. Und wir 
sagen kolonial, weil diese Praxis einer langjähri- 
gen Herrschaftsstruktur folgt. 

Wer behauptet, dass der Kolonialismus der 
Vergangenheit angehört, entscheidet sich dafür, 
nicht zu sehen, wie die imperialen Länder des 
Nordens uns weiterhin ausbeuten - ohne 
Grenzen und ohne Anstand. Daher ist es so 
wichtig, über DEKOLONIALITÄT in den Feminis- 
men zu sprechen und uns zu fragen, wie wir uns 
vernetzen und miteinander sprechen können, 
ohne extraktivistischen Logiken zu folgen, sogar 
zwischen uns Frauen und Queers selbst. 

Viele Male haben sie vom Norden aus versucht 
“uns eine Stimme zu geben”, wenn wir doch in 
Wirklichkeit darauf angewiesen sind, dass sie auf 
ihre Privilegien verzichten. Denn die Stimme, 
diese SUBALTERNE Stimme, die nicht sprechen 


kann, hacken wir, um sie zum Klingen zu bringen: 


“Um in Sprachen zu sprechen”, wie es Manuela 
Infante in der Theaterperformance 
“Metamorphoses” darstellt, zu sprechen über all 


jene Male, in denen wir mutieren mussten, um 
uns ein weiteres Mal vor dem Missbrauch zu 
retten. Uns verändern, uns verwandeln, um 
nach unseren eigenen Gesetzen zu leben. Um zu 
entkommen, bevor sie uns zu Produkten 
machen, zu Privateigentum, das andere besitzen 
und später wegwerfen können. Wir sprechen 
nicht nur davon, einem sexuellen Übergriff zu 
entkommen. Denn der Extraktivismus betrifft 
nicht nur unsere Sexualität, unsere Fähigkeit zur 
Reproduktion oder unsere Arbeitskraft, sondern 
er betrifft unsere Ideen. Daher müssen wir uns 
als feministische sudaca Frauen und Queers 
vollständig selbst gehören. Wir müssen sagen 
können, dass sie uns, angeblich mit unserem 
Einverständnis, beherrscht haben. So haben sie 
sich vollkommen und unmittelbar von unserem 
Kampf, von unseren Feminismen des Südens 
losgemacht. 

Wer behauptet, dass der Kolonialismus der 
Vergangenheit angehört, entscheidet sich dafür, 
nicht zu sehen, wie die imperialen Länder des 
Nordens uns weiterhin ausbeuten. 

Unter der kolonialen Struktur und dem damit 
einhergehenden Genozid haben wir gelernt, eine 
“andere” Menschheit zu sein. Aber es reicht 
nicht, den Blick auf diese weniger menschliche 
Andersartigkeit zu werfen. Denn die Herablas- 
sungen unterstreichen doch nur die Überlegen- 
heit des Nordens, diese Anspannung, die sich als 
Wohltätigkeit, Paternalismus, ethnische und 
intellektuelle Überlegenheit schmückt. Um einen 
transkulturellen und dekolonialen Feminismus zu 
entwickeln, müssen diese eingefahrenen Prakti- 
ken beseitigt werden. Auf unseren geplünderten 
Kontinenten müssen Entschädigungspraxen 
ausgearbeitet werden. Und auch wir müssen uns 
in unseren eigenen Territorien dafür verantwor- 
ten, diese Plünderungen, die noch immer vor 
den Augen und geduldet von so vielen gesche- 
hen, aufrechterhalten und begünstigt zu haben. 
Es handelt sich um umfassende Plünderungen 
mit einer Vielzahl an Gesichtern, Materialitäten 
und Formen, die mit dem neoliberalen Kapitalis- 
mus Hand in Hand gehen und keine Grenzen 
kennen. “Es ist keine Dürre, es ist Plünderung”, 
so ist es nicht weit von Valparaiso zu hören - in 
einer Region, in der schon jetzt zahlreiche 
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Siedlungen und Tiere kein Wasser mehr haben. 
Grund dafür ist der systematische Extraktivismus 
der Industrie, geführt von einigen wenigen 
Akteur*innen, die unsere Territorien privatisiert 
und geplündert haben und gleichzeitig Umwelt- 
aktivist*innen, die ihnen die Stirn bieten, 
verfolgen, bedrohen und umbringen. 

Wozu sollen wir uns also hinsetzen, uns 
unterhalten und diskutieren, solange unsere 
Sorgen weiterhin um das Überleben kreisen? 
Wenn wir uns bewusst darüber sind, dass die 
Ursachen dafür bei jenen liegen, die den kolonia- 
len Extraktivismus und den neoliberalen Kapitalis- 
mus aufrechterhalten? Wir versuchen nicht, diese 
Frage zu beantworten. Doch vor diesem erschüt- 
ternden und ungleichen Horizont bringt sie uns zu 
einer anderen Frage: Wie verbinden wir uns vor 
dem Hintergrund unserer unterschiedlichen Un- 
terdrückungen als Frauen und Queers miteinan- 
der, vor allem als unterschiedlich Positionierte? 
Für uns war der Glauben an eine kollektive 
feministische Kraft eine der Antworten auf die 
letzte Frage. Doch wie gesagt sucht diese 
Gemeinschaft nicht nach ihrer Gleichheit, sondern 
begreift sich als heterogen. Feministische 
Subjekte sind divers, sie kämpfen gegen 
Unterdrückungen und Gewaltformen, die 
miteinander verschränkt sind, ohne die eine über 
die andere zu stellen. So verstehen wir den 
Begriff der INTERSEKTIONALITÄT. Unter anderem 
das Geschlecht, die Ethnie und die Klasse sind 
Dimensionen, die uns durchdringen. Ein 
intersektionaler Ansatz ist also eine Antwort auf 
unsere koloniale, patriarchale und neoliberale 
Vergangenheit / Gegenwart. 

Um einen transkulturellen und dekolonialen 
Feminismus zu entwickeln, müssen diese 
eingefahrenen Praktiken beseitigt werden. 

Dieser Ansatz wächst aus der Notwendigkeit 
heraus, die Subjekte des Feminismus zu 
diversifizieren und zu pluralisieren. Er übt Druck 
auf die Feminismen des Globalen Nordens aus, 
auf die weißen und westlichen Feminismen: weil 
sie keine weiteren Dimensionen zulassen, weil sie 
auf ein homogenes Subjekt bestehen. Dank der 
Schwarzen und lateinamerikanischen 
Feminismen, dank ihrer / unserer Kämpfe, hat 
sich die Diskussion etablieren und bis heute 
weiterentwickeln können. Erfahrungen aus 
kolonisierten Räumen waren und sind für diesen 


Zweck fundamental. Die Frage des Blickwinkels; 
danach, wie wir beobachten, denken und 
beurteilen, was wir gleichzeitig am Körper 
erfahren, ist zentral. Denn wir können die Dinge 
nicht betrachten und benennen, wenn wir 
Paradigmen, Konstruktionen und Sprachen 
folgen, die sich nicht auf unseren Kontext, 
sondern auf diesen anderen, den 
kolonisierenden Ort beziehen. Dabei geht es 
nicht darum, unsere Gegenwart, unsere 
hybriden und mestizas Gegenwart, Körper, 
Identitäten, Subjektivitäten, Ideen und Praktiken 
zu leugnen, die zum kolonialen Erbe gehören. 
Stattdessen geht es darum, wachsam zu sein, 
um diese invasiven und räuberischen Logiken 
nicht zu reproduzieren. 

Dieser Synkretismus, die Vermischung 
verschiedener Ideologien, von dem sie uns 
manchmal in der Schule erzählt haben, sitzt tief 
und sickert überallhin durch. Wir müssen also 
auch darauf blicken, von wo aus wir uns 
begreifen: von den feministischen 
Epistemologien aus, die wir immer öfter hören. 
Und wir müssen dringend in die Geschichte 
blicken, hin zu anderen Arten des Lebens, der 
Räume, der Körper und uns gegenseitig zu 
verstehen. Denn diese Vergangenheit hält noch 
immer an, diese gesellschaftlichen Strukturen 
und Konstruktionen sind unsere Gegenwart. 
Wenn wir zum Beispiel an das Geschlecht 
denken oder besonders an die Zweiteilung der 
Geschlechter, dürfen wir nicht vergessen, dass 
diese Vorstellung in unserem Kontext mit einem 
auferlegten kolonialen, patriarchalen und 
kapitalistischen System Hand in Hand geht. 


Die Binarität der Geschlechter, die Kernfamilie, 
die Reproduktion und die Fürsorge für die 
zukünftige Arbeitskraft erfüllen diesen Zweck: 
den Erhalt einer kolonialen Struktur genozidaler 
und extraktivistischer Prägung. Denn es ist 
bekannt, dass andere Geschlechter in 
präkolonialen indigenen Kosmovisionen ein 
Recht auf Leben hatten. Heute zeigt die trotzige, 
konservative, reaktionäre Kraft anderen 
Geschlechtern, Körperlichkeiten und möglichen 
Leben ihre Krallen und Zähne. Dies geschieht 
auch gegenüber anderen Familien und 
Konstellationen, die aus den biologischen und 
affektiv-sexuellen Strukturen ausbrechen. Diese 
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Strukturen werden von Gesetzen 
aufrechterhalten, die für einige wenige gedacht 
sind. Sie beruhen auf der gesellschaftlichen 
Akzeptanz einiger weniger, ihrem Existenzrecht 
und ihrem Recht darauf, in Erscheinung zu 
treten. 

Ein intersektionaler Ansatz ist eine Antwort auf 
unsere koloniale, patriarchale und neoliberale 
Vergangenheit / Gegenwart. 

Das Recht darauf, in Erscheinung zu treten, mag 
uns seltsam und unverständlich vorkommen, als 
etwas Selbstverständliches und Offensichtliches 
- fast, als würden wir über Geister und 
Horrorhäuser sprechen. Aber es handelt sich um 
einen konkreten Kampf in der Geschichte und 
auch noch heute präsent: Als Frauen und 
Queers, als von Rassismus betroffene, arme, 
migrantische und weitere Personen stellen wir 
uns dem Kampf dafür, im öffentlichen Raum in 
Erscheinung treten zu können, dem Kampf für 
das Recht auf Existenz und auf ein Leben ohne 
Gewalt. Doch wir haben schon gesehen, wie 
öffentliche und staatliche Formen der Politik und 
die koloniale und patriarchale Kultur ein System 
geschaffen, gestützt und ausgeübt haben, das 
dieses Recht angreift. Es ist ein System, das 
direkte Anschläge auf unsere Leben begeht. 

Bei diesem Gedanken hilft uns die Strömung des 
Posthumanismus aus feministischer Perspektive 
weiter: Die Idee, dass historisch gesehen alle 
Identitäten und Subjektivitäten, die nicht der 
hegemonialen Männlichkeit entsprechen - wir 
nennen sie “"hegemonial”, weil Männlichkeiten 
divers sind - als nicht menschlich oder 
zumindest bis heute als weniger menschlich 
angesehen wurden. Das gilt auch für all jene 
historisch feminisierten Körperlichkeiten. Die 
Feminisierung verstehen wir hier nicht als das 
der Frau Zugehörige oder Eigene, sondern als 
jenes, das sich dadurch definiert, dass es nicht 
dieser hegemonialen Männlichkeit entspricht. 
Nicht menschlich zu sein bedeutet (und es lohnt 
Sich, das zu wiederholen), keine Menschlichkeit 
und damit auch keine Menschenrechte zu 
besitzen. Es bedeutet, so viel wert zu sein wie 
etwas anderes, ähnlich den Tieren; den 
Pflanzen; allem, was nach Ansicht der 
Mächtigen, die darüber bestimmen, nicht den 
Wert und die Fürsorge eines Menschen verdient. 
Der Kampf dafür, in Erscheinung zu treten, ist 
auch der Kampf dafür, erklären zu können, dass 


wir das Recht auf eine Stimme haben; darauf, 
uns einzeln und kollektiv zu äußern, vor den 
Augen aller in Erscheinung zu treten, ohne 
dabei etwas zu riskieren. Es geht auch darum, 
dass wir ein Recht auf Existenz haben, selbst 
wenn uns die Gefahr und die Bestrafung im 
Nacken sitzen. Es geht darum, uns nicht als 
unmenschlich oder weniger menschlich, 
sondern als postmenschlich zu begreifen. Noch 
weiterzugehen und uns zum Kom-Post zu 
erklären, wie jene organischen Abfälle, die laut 
Donna Haraway nur gemeinsam aus dem Tod 
wieder Leben schaffen können. Uns als eine 
Andersartigkeit zu verstehen; als anderes Ding; 
als etwas, das sich den Logiken des 
Unterdrückers, des Kolonialherren, des 
Patriarchen weder anpassen will noch muss. ES 
geht darum, in unserem Code zu sprechen, mit 
neuen Sprachen, um kollektive Realitäten zu 
verändern. Bis dahin werden sie weiterhin für 
uns sprechen, werden sie sich manchmal sogar 
dafür entschuldigen, es aber deswegen dennoch 
nicht lassen. Denn sie ertragen nicht, dasS 
ihnen die Wörter wie pseudobewusstes 
Geschwätz aus dem Mund gerissen werden. 
Gleichzeitig werden wir Frauen und Queers 
weiterhin dafür kämpfen, auch in Zukunft in 
Erscheinung zu treten - aber nach unseren 
eigenen Regeln. 


WIDERSTAND 


Schau mich an, ich existiere 

Schau mich an, ich leiste Widerstand 
Schau mich an... 

und höre, was ich sage 

Schau mich an, ich existiere 

Schau mich an, ich leiste Widerstand 
Schau mich an... 

und höre, was wir sagen 

Hier bin ich, entbehrlich 

Hier bin ich, unsichtbar 

Hier bin ich, ist es deine Entscheidung... 
Hier bin ich, ob ich lebe oder nicht? 
Hier bin ich, 

hier war ich 

Hier war ich, 

hier bin ich 

Hier bin ich, 

hier war ich 
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ae war ich, Hier bin ich, was bin ich wert? 

= bin ich Unsere Stimmen, vorher stumm, 
ier 2 stürzen los mit Kraft und Zorn 

Zerbrechen wir Käfige Unsere Stimmen, vorher stumm, 

Verbrennen wir Schweigen stürzen los mit Kraft und Zorn 

Radieren wir Ränder aus Hier bin ich, ausgesetzt 

Stellen Peripherien in Frage Der Verletzung 

Hier bin ich, ausgesetzt und der Gewalt 

Der Verletzung Hier sind wir, 

und der Gewalt wir sind Widerstand. 


Hier sind wir, 


. _. u (Die fünfte und letzte Szene der Performance 
jer Din Ich, von der Zerstörung bedroht "Widerstand oder die Forderung nach einem 
Hier bin ich, stigmatisiert kollektiven Recht”) 


Hier bin ich, kriminalisiert 


Offener Brief an unsere ungeimpften Freund*innen 
Wir haben nachgedacht... 


Hinter uns liegen 3 Jahre, in denen wir unseren linken Idealen oftmals 
untreu geworden sind.Wir haben uns Angst machen lassen, so dass wir 
unseren systemkritischen Standpunkt verlassen haben und die 
patriarchal kapitalistisch geprägte Gesundheitspolitik unterstützt odeı 
ihr zumindest nicht widersprochen haben. 


Wir sehen nun. dass die Solidaritätsaufrufe der Herrschenden nichts mit 
echter Solidarität gemein hatten. In dem Glauben, keine Wahl gehabt zu 
haben, haben wir uns spalten lassen. 


Die altbekannte Machterhaltungsstrategie, in Krisen Schuldige zu 
benennen. um die Untertanen kontrollieren zu können, hatte somit auch 


in unseren Kreisen Erfolg. 
Es tut uns leid, dass wir euch nicht zugehört haben. 


Es tut uns leid, dass wir eure herrschaftskritsichen Außerungen in die 
rechte Ecke geschoben haben. 


Es tut uns leid. dass wir eure Entscheidung, euch nicht impfen zu 
lassen, nicht respektiert haben und eure Bedenken ni« ht hören wollten. 


Es tut uns leid, dass wir die Repressionen, die ihr für eure Entse heidung 
erfahren habt, unterstützt haben. 


Wir möchten mit euch in Verbindung kommen, euch zuhören und 
achtsam mit geschehenen Verletzungen sein. Denn nur gemeimsam sind 
wir stark! 


Solidarische Grüße von der Reflexionsgruppe Wendland 
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Stellungnahme zum Umgang mit 
den Vorwürfen gegen eine Person 
aus dem Südflügel Bethanien 


Veröffentlicht von den am Prozess Beteiligten aus dem 
Südflügel Bethanien - April 2023 


Im Frühjahr‘ Sommer 2020 erschienen verschiedene Texte u.a. auf Indymedia und in der Interim. ın 
denen einem Bewohner (wir nennen ihn hier X) des Hausprojektes Reiche65a unter 
Namensnennung schwere Vorwürfe gemacht wurden. 

In der Reiche 63a hat ein weißer cis-Mann (Name: X) über einen längeren Zeitraum mehrere 
queere Menschen mehrheitlich Frauen und BPOC physisch. psychisch und sexuell belästigt und 
rassistisch diskriminiert (u.a. körperliches Begrabschen).” 

Wir als NewYorck im Bethanien-Südflügel wurden in diesen Texten als ein Ort erwähnt. wo X 
ebenfalls aktiv ist. und zumindest implizit zu einem angemessenen Umgang mit X aufgefordert. 
Wir finden es wichtig. entsprechende Vorwürfe ernst zu nehmen und sich damit 
auseinanderzusetzen. Der Prozess unserer Auseinandersetzung hat leider länger gedauert, u.a. auch 
durch Corona-Umstände, und dauert noch an. 

Viele Teilstrukturen des Bethanien-Südflügels haben in dieser Zeit das Thema diskutiert. Dabei gab 
es auch immer wieder Uneinigkeiten darin, wie der Prozess umgesetzt werden soll. Diese gingen 
soweit. dass Strukturen deswegen zeitweise pausieren Mussten. 

Zwischen September und November 2021 haben wir im extern moderierten Rahmen drei Gespräche 


geführt: 


. mit eine:r Vertreter:in der „.Betroffenengruppe” aus der Reiche 65a 
. _mit Vertreterinnen der „Plenumsgruppe” der Reiche 63a 
. mit X und anderen ehemaligen Bewohner:innen der Reiche 65a 


Anschließend haben wir uns in einem ebenfalls extern moderierten längeren Ireflen mit den 
entsprechenden Ergebnissen aus den drei Gesprächen auseinandergesetzt. Es gab durchaus 
unterschiedliche Einschätzungen. Meinungen und Gefühle dazu. die wir versuchen wollen ın 
diesem Text abzubilden. 

Zu allen diesen Treffen wurden alle Projekte Südflügel-intern eingeladen. Allen - außer X - stand 
es offen. an diesen Berichten. Einschätzungen und Diskussionen teilzunehmen. Es beteiligten sich 
schließlich Einzelne aus den politischen Gruppen. aus dem NewYorck. der Heilpraktikschule und 


Subtext 
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Ergebnis der Gespräche: 

- Keine der Strukturen. mit denen wir gesprochen haben, war an der Veröffentlichung der 
oben genannten Texte beteiligt. Wir wissen bis heute nicht, wer diese Texte verfasst hat. Wir 
konnten auch nicht unter Wahrung der Anonymität der Verfasser:innen mit ihnen ın Kontakt 
treten. 

- Die konkreten Vorwürfe sexueller bzw. sexualisierter Belästigung oder Übergriffe durch X 
wurden von keiner unserer Gesprächspartner:innen bestätigt. Deswegen halten wir die 
Veröffentlichung. in denen X für viele Menschen weit über die New Yorck und die Reiche63 
hinaus identifizierbar benannt wird, für problematisch und unverhältnismäßig. 


Unsere Schlussfolgerungen: 

Wir sind. wie andere linke Projekte und Strukturen weit davon entfernt, freı von rassistischem, 
sexistischem und patriarchalem Verhalten und anderen strukturellen Diskriminierungen zu sein. 
Eine Auseinandersetzung mit solchem Verhalten ist sowohl auf Projekt-Ebene als auch individuell 
dringend notwendig. 

Uns ist bewusst. dass einigen von uns ihre privilegierten Positionen ermöglichen, die Augen vor 
Sexismus und Rassismus zu verschließen und dass wir aus diesen Positionen heraus selbst 
sexistisch und rassistisch handeln. Und zwar leider auch gegenüber Freund:innen, Genoss:innen 
und Mitbewohner:innen. Auch wenn das selbstverständlich nicht unseren Ansprüchen entspricht. 
Wir sehen uns (und selbstverständlich auch X) hier ganz klar in der Verantwortung unser Verhalten 
immer wieder zu korrigieren und uns noch intensiver kritisch mit unseren Positionierungen und 


unserem Handeln zu beschäftigen. 


Im Rahmen der Gespräche wurde sich auf eine weitere Auseinandersetzung geeinigt. Unter anderen 


gab es folgende Vorschläge: 


- Regelmäßige Treffen zur kritischen Auseinandersetzung mit (Cis) Männlichkeit 
. Workshops zu den Themen Mobbing, Sexismus und Rassismus 

-  FLINTA-Treffen zum Austausch 

»  Reflektionsstruktur zum Umgang mit Privilegien. Dominanzstrukturen etc. 

.  „Beschwerdestelle”/ "Ansprechstelle" 


Beispielsweise sind wir gerade dabei, eine Awareness-Ansprechstruktur für die New Yorck zu 
bilden und themenbezogene Workshop-Wochenenden zu organisieren. In der Heilpraktikschule gibt 
es bereits seit Jahren für jeden neuen Kurs Anti-Diskriminierungs-/ Rassismus- und Konflikt- 
Workshops. 

Abschließend stellen wir selbstkritisch fest, dass die Reaktion unsererseits auf die Vorwürte um X 
sehr träge war und wir uns an einigen Stellen während des Auseinandersetzungsprozesses uneinig 


waren. 
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Machtmissbrauch in (linkem?) Berliner Club 


Wir sind eine Gruppe von Unterstützerinnen 
verschiedener Betroffenen, die aufzeigen 
möchten, wie tief verankert Täterschutz, 
patriarchale Denkweisen, Victim Blaming und 
klassisch sexistische Täter-Opfer-Umkehr in 
weiten Teilen der Berliner Linken verankert sind. 
Wir werden nicht mehr länger tolerieren, dass 
Täter und ihr schützendes Umfeld versuchen 
Betroffene zu diffamieren und versuchen, 
Betroffene aus verschieden Räumen 
auszuschließen. 

Patriarchat betrifft uns alle, und in den 
problematischen Strukturen, die wir aufzeigen 
wollen, haben sich mehrere Einzelpersonen, auch 
einige Flintas, sowie mehrere Projekte und 
Strukturen, welche alle zum erweiterten Umfeld 
des Täters gehören, zu Schulden kommen lassen, 
die Diffamierungskampagnen gegen die 
Betroffene mit aufrecht zu erhalten. 

In der Vergangenheit gab es bereits mehrere 
Outings in Bezug auf die straff organisierten 
Täterschutzstrukturen im Sama-Cafe. Es haben 
jedoch darüber hinaus mehrere Personen und 
Strukturen, unter anderem auch Lokalgrößen in 
der Berliner Punkszene, dazu beigetragen, Hetz- 
und Diffamierungskampagnen gegen Betroffene 
aufrecht zu erhalten. Wir wissen, dass einer der 
Haupttäter enge familiäre und persönliche 
Verbindungen zu Einzelpersonen hat, die im 
Mensch Meier arbeiten und damit erwirken kann, 
dass eine der Betroffenen auch dort diffamiert 
wurde und auf Grund von Täterschutzpropaganda 
auch aus diesen Räumen, teilweise auch unter 
Androhung von Gewalt, ferngehalten wird. 

Uns ist ebenfalls bekannt, dass eine Person, die 
eng mit einem der Haupttäter verbunden ist und 
im Mensch Meier arbeitet, in der Vergangenheit 
bereits auch namentlich geoutet wurde, weil 
diese Person eine maßgebliche Rolle spielt in den 
Täterschutzstrukturen im Sama-Cafe. Als eine der 
Betroffenen versucht hatte, per Email nach 
Support zu fragen, weil eine Person aus dem 
Kernkollektiv, welche mit dem Täter befreundet 
ist, verbreitet, dass es keine Täter im Samacafe 
geben würde, und sich Betroffene das nur 
ausdenken würden, und zusätzlich, dass aktive 
TäterschützerInnen aus szeneweit bekannten 
Täterschutzstrukturen im Mensch Meier arbeiten, 
hies es ihr gegenüber sinngemäß von dem 


Mitarbeiter, es sei egal, dass diese Menschen 
privat Täterschutz und Gewalt ausüben. 

Uns ist ebenfalls bekannt, dass diese strukturellen 
Probleme weit über unseren Fall hinaus gehen. 
Mehrere Flinta sprechen von Männerbünden und 
Machtmissbrauch, vor allem von Securitys aber 
auch des Kollektivs, im Mensch Meier. Sie haben 
Angst, diese Probleme offen anzusprechen, weil 
sie ihre Lohnarbeit dort nicht gefährden wollen. 
Das allein spricht Bände darüber, wie tief 
verankert das Problem von Männerbünden auch 
in unseren Kreisen ist, die nichtsdestotrotz an sich 
den Anspruch erheben, sie seien antisexistisch 
und feministisch. Ihr neues Schutzkonzept ist 
hinsichtlich den Geschehnissen und ihrem 
Verhalten die letzten Jahre reinster Hohn. Vor 
allem wenn man bedenkt, dass es Statements auf 
ihrer Homepage gibt, dass es alleine im letzten 
Jahr mindestens 3 Täter aus dem 
MitarbeiterInnen/Kollektivkreis gibt, und es von 
manchen dieser Täter mehrere Betroffene gibt, 
die bis heute keinen Support bekommen und in 
der Vergangenheit Täter-Opfer Umkehr erfahren 
mussten. Zudem werden manche gedeckt und 
kein Versuch unternommen, vor Tätern zu 
warnen, wo ihnen eine höhere Anzahl von 
Betroffenen bekannt ist und sie das ganze aber 
bis heute decken und den Betroffenen Support 
verwehren. Manche von den Betroffenen meiden 
bis heute das Meier, weil sie nicht mal wissen, 
dass gewisse Täter aus dem Club geworfen 
wurden, weil diese namentlich gedeckt werden 
und sich auf deren "Transformation" konzentriert 
wird, anstatt überhaupt versuche zu starten, 
Betroffenen diesbezüglich Support anzubieten. 
Ebenfalls wurde in jüngeren Vergangenheit, 
unabhängig von unserem Fall, ein männlicher 
Türsteher des Mensch Meier als mehrfacher Täter 
gegenüber verschiedenen Flintas geoutet. Er hat 
anscheinend schon verschiedene 
Aufarbeitungsprozesse und Reflexionsarbeit 
hinter sich, aber immer wieder weiter gewaltvoll 
gehandelt. Das hält das MM aber nicht davon ab, 
ihn weiterhin als Türsteher zu beschäftigen. 
Gleichzeitig wird Betroffenen vorgeworfen, sie 
hätten mangelnde Gesprächsbereitschaft, obwohl 
etliche Gesprächsversuche von Seiten der 
Betroffenen abgecanzelt werden, oder 
schlimmstenfall den Betroffenen vorgeworfen 
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wird, sie würden emotionale Gewalt begehen 
wenn sie Gewaltvorfälle schildert, um sie still zu 
stellen. Das ist klassische Täter-Opfer-Umkehr, die 
betroffenen werden zu Tätern stilisiert, wenn sie 
auf den Schmutz im eigenen Nest hinweisen und 
Täterschützer dort auffordert zu beenden, dass 
falsche Tatsachen hinsichtlich der Täter des 
Samacafes zu verbreitet werden, welche die 
Gewalt der Betroffenen komplett absprechen. 

Wir lassen uns aber nicht mehr silencen, das Wort 
verbieten oder mit Lügenkonstrukten diffamieren. 


Wir fordern, dass es eine ehrliche Aufarbeitung im 
Mensch Meier gibt und die Supportergruppen 
endlich angehört werden. Wir fordern, dass nicht 
weiterhin geouteten Mehrfachtätern die 
Definitionsmacht gegeben wird, während die 
Perspektive der Betroffenen nicht einmal!!! 
angehört wurde in den 2 Jahren. Wie kann es sein, 
dass sich dort Männerbünde etabliert haben und 
Menschen dort arbeiten, die offen Täterschutz in 
der Szene betreiben und Supportgruppen mit 
Emails zuspammen, sie sollen Betroffensupport 
beenden? Und Menschen dort arbeiten, die 
zusammen mit der Samatätergruppe in Plena 
erscheinen und fast ne Stunde uneingeladen und 
unerwünscht versuchen, Betroffene zu 
diffamieren und sich weigern, den Laden zu 
verlassen und nicht weiter die dort stattfindene 
Awarenessarbeit zu stören. Mitarbeitende 
verhalten sich auf verschiedene Weisen seit 2 
Jahren extrem übergriffig und versuchen durch 
Täter-Opfer Umkehr Betroffene als Täterinnen zu 
diffamieren, wenn diese sich mit ihren 
Supportstrukturen dagegen wehren "muss”. 

Dort herrscht ein massives Problem mit 
mangelnden Problembewusstsein fur patriarchale 
Strukturen und Gewalt. Wir fordern, dass sich von 
den Tätern an der Tür und anderswo getrennt 
wird, dass es keine personellen 
Überschneidungen mehr gibt zwischen dem MM 
und dem Täter und Täterschutzkollektiv im Sama- 
Cafe, und dass die internen Probleme mit 
strukturellem Sexismus ehrlich aufgearbeitet 
werden. 

Sämtliche Strukturen und Personen, die dazu 
beigetragen haben, die Täterschutzstrukturen 
aufrecht zu erhalten sowie die Betroffnene zu 
diffamieren, sollten ernsthafte Reflektion und 
Selbstkritik üben und sich Perspektiven anhören 
von Menschen, die deren Verhalten kritisieren. 


Denn diverse Personen ausserhalb des 
erweiterten Freundes/Politkreises des Täters und 
seinen engen Bezugspersonen, haben seit Jahren 
versucht in Gespräche mit der Awareness oder 
das Kollektiv zu gehen. Selbst langjährige 
Kollektivmitglieder und Mitbegründer des 
Mensch Meiers werden seit über einem Jahr 
geghostet und ignoriert und auf die lange Bank 
geschoben. Allein das beweist, dass es dem 
Mensch Meier nicht um eine Aufarbeitung mit 
verschiedenen Perspektiven geht. Nicht einmal 
das Awarenessteam des Meiers ist neutral, weil 
es auch dort enge freundschaftliche 
Überschneidungen seitens enge Bezugspersonen 
des Täters und Personen in der Awareness gibt. 
Dass es seitens Meier keinen einzigen Versuch 
gab, ein externes, neutrales und unabhängig 
machtkritisches Aufarbeitungskollektiv an Board 
zu holen, beweist, wie Machtmissbrauch sogar 
innerhalb eines Awarenessteams stattfinden 
kann. 

Es war nie im Interesse einer Betroffene, sich mit 
dieser Angelegenheit an die Öffentlichkeit zu 
wenden. Nach 2 Jahren zunehmender 
Aggressivität der TäterschützerInnen, was das 
Mensch Meier als "2 Jahre Aufarbeitung" 
deklariert und Boykottieren von Darstellung der 
Perspektiven der Betroffenen nach 
verschiedenen Täterschutzvorfällen, sehen wir 
uns als Supportergruppen nun mit Absprache 
der Betroffenen leider gezwungen, den letzten 
Weg eines Outcalls zu wählen. 

Wenn das Mensch Meier weiterhindessen Macht 
missbraucht und jegliche professionelle 
„neutrale“ Aufarbeitung blockt und sogar 
körperliche Gewalt gegen Betroffene immer und 
immer wieder unterstützt und Mitarbeitende 
diese weiterhin anwenden - und sogar Täter 
unterstützen, welche mehrmals zu Gericht und 
den Cops gelaufen sind, um Betroffenen mit 
Falschaussagen (vergeblich) Repressalien 
anzuhängen, dann ist ein Outcall der letzte Weg. 
Dass der Täter dabei nicht mal von Snitching 
privater Infos andere Kollektive und GenossInnen 
absieht, und das ganze von allen gedeckt und 
akzeptiert wird, sollte deutlich machen, wie 
heuchlerisch und gefährlich der vermeintlich 
linke Club hier handeln. Wenn Selbst die Cops 
und Gerichte die Falschaussagen als 
Diffamierungen entlarven und den Tätern ihre 
Diffamierungsversuche nicht glauben, sondern 
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diese als Rufmord und psychische Gewalt 
enttarnen, wieso unterstützen Menschen aus 
dem Mensch Meier weiterhin diese Täterbünde 
und bestreiten sogar deren Zusammenarbeit der 
Täter mit den Cops? Es wird stattdessen fleißig 
weiter gelogen, verleugnet und immer wieder 
betont, die Menschen im Mensch Meier hätten 
nichts mit diesen Tätern zu tun. Deren 
Verbindung ist aber offensichtlich und kann sehr 
einfach nachgewiesen werden. Enge 
Bezugspersonen der Täter aus der Mensch Meier 
Blase machen zum Beispiel regelmäßig 
zusammen Tresen im Samacafe mit solchen 
Tätern und. Zudem gibt es auch in anderen 
Kreisen Zusammenarbeit und Verbindungen 


dieser Täter und Täterschutzbünde. Zudem 
leugnen sie ihre eigene Täterschaft, gründen 
dann aber zufällig eine Gruppe aus geouteten 
Täter und Täterschützerinnen verschiedener 
Betroffener, welche bereits seit längerem aus 
diversen Hausprojekten Friedrichshains geflogen 
sind. 


Weitere Infos diesbezüglich hier: 
https://kontrapolis.info/7730/ 

Wer sich mit uns vernetzen möchte, erreicht uns 
über berlinclubzmetoo@systemli.org 


— 
Du 


DEMO 19.07.23 19 UHR ORANIENPLATZ 
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Besorgungen 


Es ist mittlerweile sehr schwierig, teils sogar unmöglich 
geworden, komplett unbeobachtet von Kameras einkau- 
fen zu gehen. Sämtliche Baumarkt-, Supermarkt- und 
Drogeriemarkt-Ketten zeichnen mit Videokameras auf 

— und zwar nicht nur 48 Stunden, wie wir aus einigen 
Strafverfahren wissen. Umso wichtiger ist es, a) das eige- 
ne Aussehen beim Einkauf zu verändern, b) den Einkauf 
so weit wie möglich vor den Aktionszeitpunkt zu ziehen 
und c) die Einkaufsorte zu streuen und vom Aktionsort 
weiter entfernt zu wählen. Ein Lager bei Menschen, die 
(vermutlich) nicht im Bullenfokus stehen, ist Gold wert. 


Ihr fahrt mit eurem Auto oder Fahrrad nicht auf den 
Parkplatz des jeweiligen Ladens, sondern außer Kame- 
ra-sichtweite woanders. Ihr geht selbstverständlich ohne 
mobile Sender / Empfänger wie Smartwatch, Smartpho- 
ne/ Handy, Tablet oder sonstige funkenden Geräte ein- 
kaufen. Selbst der Bluetooth-Kopfhörer bleibt zu Hause. 
Eine wiedererkennbare Uhr und Ringe steckt ihr vor dem 
Einkauf weg. Bezahlt wird, wenn, dann nur bar. 


Es macht Sinn, seine Einkäufe zu planen. Wir kaufen 
keine Grillanzünder zusammen mit den Putzlappen im 
selben Baumarkt ein, auf denen dann gebastelt wird. 
Wird der spätere Brandsatz gefunden, ohne gezün- 

det zu haben, werden die Faserspuren auf exakt diese 
Putzlappen führen (Die Marke und der Hersteller, nicht 
aber eine etwaige Charge lassen sich feststellen). Ein 
mögliches Raster von LKA / BKA wird dann sein: Wer 
hat in den letzten zwei Monaten solche Lappen bei den 
fünf großen Baumarktketten in Verbindung mit anderen 
Gegenständen wie z.B. Kleber X oder Grillanzünder der 
Marke Y gekauft. Solche Anfragen (sogar bundesweit) 
sind insbesondere bei Baumärkten nicht unüblich. Selbst 
wenn die Liste der potenziellen Käufer*innen mit exak- 
ter Uhrzeit und ggfs. Kamera-Standbild des Kassenberei- 
ches zu exakt dieser Uhrzeit bundesweit Zehntausende 
umfassen sollte: Ein Abgleich der Standbild-Gesichter 
mit der biometrischen Pass-/Personalausweisbilder-Da- 
tei liefert eine lange Namensliste (selbst wenn die Identi- 
fikation nicht einwandfrei funktioniert), die dann noch 
auf Treffer mit polizeibekannten linken Straftäter*innen 
gecheckt wird. Das ist vermutlich eine Ermittlungsarbeit 
von einigen Tagen und kein Aufwand, der aus Personal- 
gründen gescheut werden muss. 


Daher: Wenn sich ein Bauteil nicht kamerafrei (z.B. in 
kleineren Läden) oder im Ausland besorgen lässt, dann 
sollten wir mit Fake-Brille (die wir nicht auch noch auf 
irgenwelchen Demos nutzen), und einer Mütze (die 
sämtliche Haare bedeckt) einkaufen gehen. Eine mögli- 


che Alternative sind Base-Cap mit falscher Echt-Haar-Pe- 
rücke. Mit Tampons lässt sich der Wangenbereich op- 
tisch umgestalten (Ihr könnt dann nicht mehr vernünftig 
sprechen!) und mit Schminke ein anderer Eindruck 

für die manuelle Sichtung der Kamerabilder erzeugen. 
Derzeit „hilft uns“ die länger anhaltende Corona-Phase, 
unauffällig mit Mund-Nase-Bedeckung und Handschu- 
hen einkaufen zu gehen. 


Es empfiehlt sich nach Artikeln Ausschau zu halten, 

die vollständig in Folie eingeschweißt sind oder anders 
geschlossen verpackt sind. Andernfalls ist die immer 
unvollständige Reinigung auf DNA-Spuren ein Wagnis 
[siehe Kapitel DNA-Spuren]. Wenn ihr Kleinteile, wie 
einige Schachteln Sturmstreichhölzer kauft, bittet die 
Verkäufer*in um eine Tüte. Wenn ihr bereits euer Geld 
oder andere Dinge wie einen Schirm in der Hand habt, 
liegt es nahe, dass ihr den Einkauf direkt eingepackt 
bekommt. Eure Prints und eure DNA sind dann nicht auf 
den Streichholzschachteln. Das vereinfacht das spätere 
Basteln ungemein. 


Checkliste Einkauf: 


- je früher desto besser 

- je weiter weg desto besser 

- wenn möglich kamerafrei, sonst optisch „verändert“ 
- ohne Wlan- / Bluetooth Geräte 

- nicht beim Laden parken 

- vorzugsweise verpackte Artikel 

- bei unverpackten Kleinteilen nach Tüte fragen 

- auf versteckte Chargennummern achten 

- Bezahlung nur bar, Kassenbon vernichten 


Sprit beiläufig besorgen: 


Es ist zu auffällig, Benzin oder Diesel zu Fuß oder mit 
dem Fahrrad zu kaufen. Dazu ist das Raster zu klein. Es 
ist ein leichtes für die Bullen, die Video-Aufzeichnungen 
von Tankstellen auf exakt diese Art von „Reserve-Tan- 
ken ohne Auto“ zu scannen. Daher sollten wir frühzeitig 
eine*n Bekannte*n mit Auto bitten, beim nächsten 
regulären Tanken (moglichst weit weg vom Aktionsort) 
einen Reservekanister zu befüllen. Auch nur einen je 
Tankfahrt, alles andere ist auffällig. Viele Leute Tanken 
mit Einweg-Handschuh, das ist nicht weiter ungewöhn- 
lich. Der Kanister kann in eine im Kofferraum bereit 
stehende, unbenutze Einkaufstasche gestellt und dann 
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printfrei und mit möglichst wenig anhaftender DNA unterschiedlicher Hersteller und untersucht die Flaschen 
transportiert werden. Vor dem späteren Abfüllen der darauf, dass keine Chargennummern in die Flaschen- 
PET-Flaschen säubern wir den Kanister trotzdem mit wand oder in den Deckel eingestanzt oder eingeprägt 
Aceton, Verdünnung und/oder aggressiven, clorhaltigen sind. Manchmal sind solche Einprägungen unter dem 
Reinigungsmiitteln. Flaschen-Etikett oder in der Deckelinnenseite unter dem 


Dichtungsgummi versteckt. Wenn die Chargennummer 
nur aufgedruckt ist, testet, ob ihr sie ohne Rückstände 


PET-Flaschen: mit einem Lappen und Verdünnung oder Aceton (Ma- 

lerbedarf / Baumarkt) wegreiben könnt. Die Chargen- 
PET-Flaschen können im halb eingeschweißten Six- nummer lässt Rückschlüsse auf ungefähres Kaufdatum, 
pack sauber besorgt werden. Macht zuvor jedoch eine Supermarktkette und Region zu. 


Untersuchung: besorgt euch in einem Testkauf Flaschen 


Wie ziehe ich neue Handschuhe an? 


1. Ersten Handschuh herausneh- 
men, ohne Verpackung zu be- et 
rühren: Dazu den Handschuh nur K: Be 
am unteren Rand des „Ärmels“ 2 
greifen (nicht an den Hand- 
schuh-Fingern!). 

2. Mit der bereits frisch „angezoge- 
nen“ Hand den zweiten Handschuh aus der Verpa- 
ckung nehmen, ohne diese zu berühren! Beim Über- 
streifen des zweiten Handschuhs darauf achten, 
dass der erste Handschuh niemals die zweite Hand 
/ den Arm berührt. Dazu Handschun stark überdeh- 
nen. 

3, Auf diese Weise befindet sich eure DNA nur am 
Rand des ersten Handschuhs (und natürlich auf den 
Innenseiten beider Handschuhe). 

A. Vor dem Arbeiten mit Utensilien, die im Ernstfall 
am Aktionsort gefunden werden könnten, wird ein 
zweites Paar (Haushalts-)Handschuhe mit möglichst 
längerem Arm darüber gezogen. Auf der Außenseite 
dieser zweiten Handschuhschicht sollte sich „keine“ 
DNA mehr befinden. 


Arbeitskampf 


Aufatand auf den +union 


Seil vielen Jahren ist die Fusion eın Ort der Be- 
gegnung, Kreativität und des gemeinsamen Er- 
jebens. Doch in den lelzten Jahren entwickelte 
sig sich immer mehr zu eınor kommerziellen 
\Veranstaltung, dıe diskriminierendes Verhalten 


aufrechterhäft, Viele Grews haben Kritik, doch aus 
Angst vor Konsequenzen äußern nur wenige ihre 


Bedenken, 


Wir sind ein loser Zusammenschluss vieler Crews, 
che gemeinsam Veränderungen fordern. Wir unter- 
stützen die öffentlichen und internen Statements, 


die bereits verbreitet wurden, darunter die Auss- 


agen der Sound Systers, der Mecklenbörger-Crew 


und des FAQ Infoladens. 


“ Mangelnde Anerkennung der ehrenamtil- 


chen Arbeit der Craws: 

Die harte Arbeit unserer Crews wird ofl in- 
sbesondere im Reproduktionsbereich (also 
"Hausarbeil” wie Kochen und Putzen) nicht 
ausreichend gewürdigt. Kuchenpersonal wird 


dringend gesucht, während bestehende Crew- 


mitglieder überarbeitet sind. Es fehlt an Res- 
sourcen und Ausstattung für die Kuchenarbeit 
und an vielen anderen Stellen. 


a 


xt Diskriminlerungsvortälle und fehlende 


angemessene Handhabung: j 
Es gıbi Berichte über rassistisches und sexist- 
isches Verhalten von der Secunty gegenüber 
anderen Crews. Die Forderung nach Konse- 
quenzen für dıe Verantwortlichen wurde ignor- 
iert. Genauso blieben dıe Bedenken gegen 
den Auftntt einer für patriarchales Verhalten 
bekannten Band ungehörn. Den geforderten 


Safer-Space für BIPoC gıbt es auch noch nicht. 


Hiorarchische Strukturen und finanzlelle 
Zwängen: 

Es kann nicht sein, dass Entscheidungen 
einfach von oben bestimmt werden, ohne das 
die Crews die davon betroffen sind, aktiv mit 
einbezogen werden. Genauso problematisch 
ıst das Klassensyslem mit unterschiedlichen 
Backstage-Privilegien innerha'b der Crews, 
oder dıe Tatsache, dass jede Crew für sich dıe 
Vereinbarung über Arbeitsbedingungen mit der 
Fusion verhandeln muss. 


Es muss sich grundsätzlich etwas an der Struktur der Fusion ändern, Wir fordern, dass die 
‚Fusion Orga (Kulturkosmos) auf unsere Kritik eingeht und einen konstruktiven Prozess mit 
den Crews startet, um die Struktur neu zu gestalten, Falls das Anliegen ignoriert wird, werden 
wir den gruck erhöhen. Wir sind laut, wir sind viele, und gemeinsam schmeißen u | den mv 

Wenn wir streiken läuft hier gar nichts mehr! | 


Untenatützt die }andenungen! Venbneitet die Knitik! 
Achtet auf Ankündigungen! 
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